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Editorial 
 
 
Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser, 
 
vor Ihnen liegt der Jahresbericht des Gemein-
depsychiatrischen Verbundes im Landkreis 
Ravensburg für das Jahr 2016. Etwas pathetisch 
ausgedrückt kann dieses Jahr als Schicksalsjahr 
für die gemeindepsychiatrische Versorgung be-
zeichnet werden. Gerade noch zum Ende des 
Jahres wurde das vieldiskutierte Bundesteilha-
begesetz beschlossen, dass die Leistungen für 
Menschen mit Behinderung auf eine vollkommen 
neue Basis stellt. Die Leistungen der Eingliede-
rungshilfe werden aus dem Sozialgesetzbuch XII  
herausgelöst und in den zweiten Teil des Sozial-
gesetzbuches IX integriert. Sie sind damit nicht 
mehr Leistungen der Sozialhilfe, sondern Leis-
tungen der Rehabilitation. Wie Sie dem vorlie-
genden Bericht entnehmen können, machen die 
Leistungen der Eingliederungshilfe auch in der 
gemeindepsychiatrischen Versorgung den größ-
ten Teil der Angebote für Menschen mit dauer-
haft bestehenden psychischen Beeinträchtigun-
gen aus. 
 
Der vorliegende Jahresbericht ist wie immer auf 
Grundlage der Basisdokumentation im GPV ent-
standen, die alle komplementären Einrichtun-
gen und Dienste des GPV erstellen. Am Ende 
des Jahres füllt jede Einrichtung und jeder 
Dienst für alle Klientinnen und Klienten, die im 
Laufe des Jahres betreut wurden einen Erhe-
bungsbogen aus. Ein kleiner Teil der Daten geht 
dann in den Jahresbericht ein. Der vorliegende 
Bericht erfüllt angesichts der gesetzlichen Ver-
änderungen eine besondere Funktion. Er zeigt 
auf, wie durch die Kooperation der Leistungser-
bringer untereinander und mit dem Leistungs-
träger der Eingliederungshilfe der Umbau der 
gemeindepsychiatrischen Versorgung geleistet 
werden kann. Wie in dem entsprechenden Kapi-
tel zum betreuten Wohnen zu sehen ist, hat ein 
umfassender Wandel von stationärer zu ambu-
lanter Wohnversorgung stattgefunden. Aller-

dings muss ambulante Versorgung nicht automa-
tisch bessere Versorgung bedeuten.  
 
Der Ausbau der ambulanten Versorgung könnte 
auch ein Indiz dafür sein, dass lediglich Kosten 
eingespart wurden und die Betroffenen schlech-
ter versorgt sind. Dass dies nicht der fall ist, 
zeigt die Auswertung der Personengruppe der 
psychisch erkrankten Menschen unter 30 Jah-
ren. Sie haben die Empfehlung für ein bestimm-
tes Angebot des Betreuten Wohnens über die 
Hilfeplankonferenz erhalten und konnten auf-
grund der differenzierten Angebote (s.S. 17) in 
gewisser Weise von ihrem Wunsch- und Wahl-
recht Gebrauch machen. Man kann sagen, dass 
in unsystematischer Form bereits das praktiziert 
wurde, was mit den Änderungen des Bundes-
teilhabegesetzes ab 2020 zur Realität werden 
wird. 
 
Gleichzeitig wird an der Personengruppe der 
Unter 30 Jährigen deutlich, welche Herausfor-
derungen auf den GPV in den nächsten Jahren 
zukommen werden. Der Bereich der sozialen 
Teilhabe, der im SGB IX (neu) personenzentriert 
entsprechend des individuellen Hilfebedarfs 
finanziert wird, ist im Landkreis Ravensburg gut 
aufgestellt. Nun geht es – vor allem für die jün-
geren betroffenen Menschen um die Teilhabe 
am Arbeitsleben. In diesem Bereich sieht es 
auch im Landkreis Ravensburg noch ziemlich 
düster aus. Nur ein sehr geringer Teil der Klien-
tinnen und Klienten hat ein versicherungspflich-
tiges Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt, ein beträchtlicher Teil der Men-
schen in den betreuten Wohnangeboten ist noch 
nicht einmal in der Lage, in der WfbM zu arbei-
ten. Hier sind die Einrichtungsträger sowie die 
gesamten Träger der Sozialleistungen gefordert. 
Die neu aufgestellte Arbeitsgemeinschaft GPV 
unter dem Vorsitz des Landkreises ist ein geeig-
netes Gremium, die erforderliche Vernetzung 
zu erreichen. 

 
 
Dr. Michael Konrad 
Sprecher der Trägergemeinschaft des GPV  
im Landkreis Ravensburg 
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Entwicklung der Gremien 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

 
GPV Trägergemeinschaft: von links:  
H. Gössling (LRA RV Eingliederungshilfe); Fr. Hoever (LRA RV-Sozialplanung)), H. Weiß (BruderhausDiakonie); 
H. Stelzel (Sprungbrett Werkstätten gGmbH); Dr. Konrad; (Sprecher der Trägergemeinschaft);  H. Jehle, Ste-
phanuswerk; Fr. Gnannt-Kroner (ZfP); H. Kirchner (Arkade e.V.),  Prof. Steinert, Dr. Borbé; (beide ZfP);        
H. Baum (Koordinator Hilfeplankonferenz); H. Rapp (Arkade Pauline 13) 
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Umsetzung des PsychKHG 
 
Abschluss der GPV-Strukturerneuerung 
 
Wie im GPV-Jahresbericht 2015 berichtet, bil-
dete das Inkrafttreten des „Gesetzes über Hil-
fen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten“ (Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz – 
PsychKHG) zum 1. Januar 2015 den Ausgangs-
punkt für die Erneuerung der Vereinbarungen 
und Kooperationsbeziehungen im Gemeindepsy-
chiatrischen Verbund (GPV) im Landkreis 
Ravensburg. 
 
Zur Umsetzung des § 7 PsychKHG, der für Ba-
den-Württemberg die Schaffung Gemeindepsy-
chiatrischer Verbünde vorschreibt, konnte auf 
die guten vorhandenen Strukturen im Landkreis 
Ravensburg zurückgegriffen werden. Bereits 
nach der Teilnahme am Projekt des Sozialminis-
teriums zur „Implementation des personen-
zentrierten Ansatzes in der psychiatrischen 
Versorgung in Baden-Württemberg“ wurde 2004 
ein Gemeindepsychiatrischer Verbund gegrün-
det. 
 
Dennoch bedurfte es einiger Anstrengungen und 
Auseinandersetzungen, bis die neuen Vereinba-
rungen für den GPV im Landkreis Ravensburg 
erarbeitet und verabschiedet waren. Grundsätz-
lich sollten die Vereinbarungen den neuen ge-
setzlichen Vorgaben entsprechen und außerdem 
sollten Unklarheiten, insbesondere bezüglich 
der Aufgabenteilung zwischen den Gremien, 
ausgeräumt werden. 
 
In der neu geschaffenen Satzung des Gemein-
depsychiatrischen Verbundes werden nun das 
Ziel und die Grundsätze sowie die Aufgaben 
aller Akteure zur Versorgung von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen festgehalten. Als Ziel 
ist festgeschrieben, dass den in § 1 PsychKHG 
beschriebenen Personen, die ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Landkreis Ravensburg ha-
ben, die von ihnen benötigte Unterstützung 
bedarfsgerecht und wohnortnah bereitgestellt 
und die volle Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft sichergestellt wird. 
Die Satzung wurde in der Sitzung der Arbeits-
gemeinschaft GPV (AG GPV) am 21. Juli 2016 
beschlossen. Gleichzeitig wurde auch die neue 
Geschäftsordnung der AG verabschiedet, die 
festlegt, dass die AG der fachlichen Beratung 
des Landkreises Ravensburg in allen Fragen der 
gemeindepsychiatrischen Versorgung dient und 
die Aufgaben, die Zusammensetzung und die 
Arbeitsweise der AG beschreibt. 
 
 
 
 
 

 
Laut Satzung sieht die Aufgabenverteilung zwi-
schen den Gremien Arbeitsgemeinschaft und 
Trägergemeinschaft (TG) nun so aus, dass die 
AG Anfragen und Prüfaufträge zur Weiterent-
wicklung der Versorgungsstruktur an die TG 
übermittelt. Die TG berichtet der AG über die 
Arbeit der Träger und über die Versorgungsent-
wicklung im GPV und übermittelt ihrerseits 
Bedarfe und Vorschläge für die Weiterentwick-
lung der Versorgungsstruktur bzw. gibt Rück-
meldung zu den Prüfaufträgen. Die Gremien 
sind bei der Arbeit im Rahmen ihrer Ziele ei-
nander nicht weisungsgebunden oder weisungs-
befugt. 
 
Gemäß dieser neuen Aufgabenverteilung wurde 
in der ersten Sitzung der AG nach neuer Satzung 
auch ein erster Prüfauftrag an die TG übermit-
telt. Dabei geht es um die Entwicklung eines 
fachlichen Konzepts mit Lösungen zu altersan-
gemessenen, normalisierenden Wohnformen 
und für die Teilhabe am Arbeitsleben für junge 
Menschen bis 21 Jahren mit komplexem Hilfe-
bedarf in der Gemeindepsychiatrie. Dieser Auf-
trag wird derzeit in einer „AG Versorgung jun-
ger Menschen im GPV“ unter Mitwirkung der 
Einrichtungen des GPV, des Württemberger Hofs 
und verschiedener Kostenträger (Eingliede-
rungshilfe, Jugendhilfe, Jobcenter, DRV, AOK, 
Agentur für Arbeit) bearbeitet. 
Schwerpunktthema in der zweiten Sitzung der 
AG im November 2016 waren „Übergänge in 
Arbeit für Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen“. Dazu wurde eine Bestandsaufnahme der 
verschiedenen möglichen Maßnahmen gemacht. 
Es zeigte sich, dass die Thematik und die Wirk-
faktoren komplex sind und es deshalb wichtig 
ist, die Zielgruppe der Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen für die Übergänge in Arbeit 
weiterhin von allen Beteiligten im Blick zu be-
halten. Vor diesem Hintergrund erfolgte auch 
die Entscheidung im diesjährigen GPV-
Jahresbericht diese Thematik näher zu beleuch-
ten. 
 
Auch für die Trägergemeinschaft GPV wurde 
eine neue Kooperationsvereinbarung ausgear-
beitet. Diese enthält neben der Beschreibung 
der Leitlinien und Aufgaben der Trägergemein-
schaft sowie der Festlegung ihrer Arbeitsweise 
auch eine gemeinsame Versorgungsverpflich-
tung. 
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Die Kooperationsvereinbarung wurde in der TG-
Sitzung am 8. Juli 2016 einstimmig verabschie-
det und anschließend unterzeichnet. 
 
Als letztes Puzzleteil bei der Neufassung der 
Vereinbarungen im GPV im Landkreis Ravens-
burg wurde auch die Geschäftsordnung der 
Hilfeplankonferenz (HPK) überarbeitet und der 
TG-Sitzung am 10. Oktober 2016 beschlossen.  
Inhaltlich ging es hier um die sprachliche An-
passung an die neuen gesetzlichen Vorgaben, 
aber auch darum, gelebte Praxis der letzten 

Jahre in der Abwicklung der Hilfeplanung zu 
fixieren. 
Damit ist der Prozess der Weiterentwicklung 
der GPV-Strukturen im Landkreis Ravensburg 
aus Anlass des neuen PsychKHG abgeschlossen 
und die inhaltliche Arbeit an der Weiterent-
wicklung der gemeindepsychiatrischen Versor-
gungsstrukturen kann wieder in den Vorder-
grund rücken. 
 
Die Dokumente des GPV im Landkreis Ravens-
burg sind unter www.gpv-ravensburg.de abruf-
bar. 
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Entwicklung der Betroffenen-Beteiligung im Landkreis Ravensburg 
 
Auch für eine weitere wichtige Entwicklung in 
der gemeindepsychiatrischen Versorgung im 
Landkreis Ravensburg war das zum 1. Januar 
2015 in Kraft getretene PsychKHG der Anlass: 
die Stärkung der Beteiligung und der Interes-
senvertretung von Betroffenen. 
Das Gesetz verfolgt inhaltlich insgesamt die 
Intention, die Rechte von Patienten zu stärken 
und regt teilweise auch strukturelle Lösungen 
an, wie etwa durch die Nennung von Angeboten 
der Selbst- und Bürgerhilfe als Mitglieder in den 
Gemeindepsychiatrischen Verbünden. 
 
Bereits am 6. Juli 2015 fand eine erste Veran-
staltung statt, zu der Betroffenen und ihre An-
gehörigen eingeladen waren und bei der Rainer 
Höflacher als Vertreter des Landesverbandes 
der Psychiatrie-Erfahrenen Baden-
Württembergs e. V. und Hermann Villinger als 
Vertreter des Landesverbandes Baden-
Württemberg der Angehörigen psychisch Kran-
ker e. V. von ihren Erfahrungen in der Interes-
senvertretung berichteten. Damit sollte das 
Interesse für Beteiligung geweckt werden. 
Mit ca. 30 Zuhörern war die Veranstaltung gut 
besucht, allerdings waren mehr Fachkräfte als 
Betroffenen anwesend. 
 
Aus Sicht der „Profis“ wurde durch diese Veran-
staltung deutlich, dass durchaus ein Interesse 
für das Thema Betroffenen-Beteiligung besteht, 
aber dass es auch noch einiger Anstrengung, 
Aktivierung und Unterstützung bedurfte, bis 
sich eine feste Gruppe an Psychiatrie-
Erfahrenen als Betroffenen-Vertreter finden 
würde.  
Über die Trägergemeinschaft GPV wurde da-
raufhin eine Arbeitsgruppe aus MitarbeiterInnen 
der Einrichtungen und der Psychiatriekoordina-
torin des Landkreises gegründet, die eine kleine 
Veranstaltungsreihe, so genannte „Foren“ plan-
te, um weitere Themen der Betroffenen-
Beteiligung vorzustellen und gleichzeitig Be-
troffene verschiedener Einrichtungen miteinan-
der in Kontakt zu bringen, aus denen sich – so 
der hoffnungsvolle Ansatz – eine Gruppe Inte-
ressierter für die Betroffenen-Vertretung finden 
würde. 
 
Glücklicherweise konnte in dieser Zeit, Ende 
des Jahres 2015/Anfang 2016 auch auf die Mit-
wirkung von Rainer Höflacher zurückgegriffen 
werden, der mit seinem langjährigen Erfah-
rungswissen als Betroffenen-Vertreter manche 
Diskussion der „Profis“ mit seinen Anmerkungen 
vom Kopf auf die Füße stellen konnte. Als sehr 
hilfreich erwies sich auch, dass im weiteren 
Verlauf immer wieder auf die tatkräftige Unter-
stützung – meist in Person von Rainer Schaff 
und Uwe Hammerle – und die Erfahrungen der 

Initiative Psychiatrie-Erfahrener Bodensee e. V. 
(iPEBo) zurückgegriffen werden konnte. 
 
So fand also das erste Forum am 15. Februar 
2016 statt. Inhaltlich ging es vor allem um die 
Vorstellung der Arbeit und der Erfahrungen von 
iPEBo im Bodenseekreis. Über 40 interessierte 
Betroffene stellten Fragen und diskutierten mit. 
Abschließend konnten sie noch ihre Wünsche für 
die nächsten Foren nennen.  
 
Die nun breitere Beteiligung führen die Profis 
der AG darauf zurück, dass persönliche Anspra-
che in den Einrichtungen und Diensten funktio-
niert hat – auch weil die Träger der TG hinter 
dem Thema Betroffenen-Beteiligung standen –, 
dass die Werkstatträte des ZfP für die Teilnah-
me gewonnen werden konnten und dass teilwei-
se auch Fahrdienste organisiert worden sind. 
Außerdem war versucht worden, eine für die 
Betroffenen möglichst angenehme Veranstal-
tungszeit zu wählen und auch die angebotene 
Verpflegung und die Möglichkeit zum anschlie-
ßenden Austausch kamen gut an. 
 
Im zweiten Forum am 9. Mai 2016 wurden dann 
– wie von den Interessierten gewünscht – die 
Strukturen des Gemeindepsychiatrischen Ver-
bundes und die Möglichkeiten der dortigen Mit-
wirkung vorgestellt. Zu diesem Zeitpunkt war 
das Interesse am Thema Betroffenen-
Beteiligung schon so groß, dass eine Arbeits-
gruppe aus Betroffenen gemeinsam mit Vertre-
tern von IPEBo gegründet werden konnte, die 
sich die Erarbeitung einer Vereinssatzung ma-
chen wollten. 
 
Das dritte Forum am 19. September 2016 be-
fasste sich inhaltlich mit der EX-IN-Ausbildung 
und stieß wiederum auf großes Interesse bei 
den Betroffenen. Gleichzeitig konnte hier schon 
Werbung für die Gründungsversammlung der 
„Initiative Psychiatrie-Erfahrener im Landkreis 
Ravensburg“ gemacht werden. 
 
Denn in der Zwischenzeit hatte die Gruppe der 
Betroffenen gemeinsam mit den iPEBo-
Vertretern eine Satzung ausgearbeitet, sich mit 
den Formalitäten der Vereinsgründung beschäf-
tigt und auch immer wieder mit der AG der 
„Profis“ Rücksprache gehalten. 
 
So wurde am 17. Oktober 2016 die Gründungs-
versammlung des Vereins „Initiative Psychiat-
rie-Erfahrener im Landkreis Ravensburg – IPE-
RA“ abgehalten. Dabei konnten die Satzung 
beschlossen und ein siebenköpfiger Vorstand 
gewählt werden. 
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Seither hat der Vorstand von IPERA in Eigenre-
gie schon vieles auf die Beine gestellt: Der Ver-
ein IPERA ist als gemeinnützig anerkannt, die 
Eintragung ins Vereinsregister ist geplant. Seit 
Januar 2017 ist IPERA Mitglied in der Trägerge-
meinschaft und entsendet seit März auch Ver 
 

 
treter in die Hilfeplankonferenzen. Über alle 
diese Aktivitäten konnte bei der zweiten Mit-
gliederversammlung am 13. März 2017 berichtet 
werden. Aktuell hat der Verein 32 Mitglieder, 
davon 6 Fördermitglieder. 
 
 

 
 

IPERA  „ Initiative Psychiatrie-Erfahrener im Landkreis Ravensburg“. 
 
 
Bericht der Gründungsversammlung (Okt. 2016) 
 
Im Landkreis Ravensburg hat sich ein neuer 
Verein „IPERA e.V.“ formiert. IPERA steht für 
„Initiative Psychiatrie-Erfahrener im Landkreis 
Ravensburg“. Der neue Verein will sich aktiv für 
die Belange von psychisch kranken Menschen 
einsetzen, Vorurteilen in der Öffentlichkeit 
entgegentreten und über Menschen- und Pati-
entenrechte informieren. Ziel ist auch, eine  
gute Vernetzung, in Entscheidungsgremien ver-
treten zu sein und sich politisch zu psychiatrie-
relevanten Punkten zu positionieren. 
 
Rund 40 Interessierte folgten der Vereinsgrün-
dung, die in den Räumen der Arkade e.V.       
Ravensburg stattfand. In Zukunft soll es drei 
Kategorien von Mitgliedern im Verein geben: i 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Psychiaatrie-Erfahrene als normale Mitglieder 
sowie Einzelpersonen und Institutionen als För-
dermitglieder. Der Verein wird sich über Mit-
gliedsbeiträge, Spenden, Zuschüsse und öffent-
liche Zuwendungen finanzieren. Die Anwesen-
den verabschiedeten die Vereinsatzung und 
wählten Sönke Abels zum 1. und Dieter Quintus 
zum 2. Vorsitzenden. Der erweiterte Vorstand 
besteht aus fünf Personen: Heike Schächtle, 
Gudrun Messer, Bernhard Poppenmaier, Manuel 
Ricart Brede und Albert Heim 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
. 
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Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle (IBB) 
 
Im Laufe des Jahres 2016 nahm die neu formier-
te Informations-, Beratungs- und Beschwerde-
stelle, kurz IBB-Stelle, ihre Arbeit auf. Die IBB-
Stelle ist in § 9 (2) Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetz Baden-Württemberg (PsychKHG), das 
zum 1. Januar 2015 in Kraft trat, als unabhängi-
ges Gremium auf Ebene der Stadt- und Land-
kreise verortet. Sie soll sich aus mindestens 
einer Vertretung der Psychiatrie-Erfahrenen, 
der Angehörigen, sowie einer Person mit profes-
sionellem Hintergrund im psychiatrischen Ver-
sorgungssystem sowie den Patientenfürspre-
chern zusammensetzen. Die IBB-Stelle soll eng 
mit dem GPV zusammenarbeiten und für Anre-
gungen und Beschwerden der Betroffenen und 
ihrer Angehörigen zuständig sein. 
Bereits seit dem Jahr 2008 existierte im Land-
kreis Ravensburg auf Initiative der Träger eine 
unabhängige Beschwerdestelle, an die sich Per-
sonen wenden konnten, die in psychiatrischer 
Behandlung waren oder von einer gemeindepsy-
chiatrischen Einrichtung oder einem Dienst be-
treut wurden und sich diesbezüglich beschwe-
ren wollten. 
Auf die Erfahrungen dieser Beschwerdestelle 
und ihre Mitglieder, deren Zusammensetzung 
schon immer trialogisch war, konnte bei der 
Errichtung der IBB-Stelle zurückgegriffen wer-
den.  
Die Einrichtungsträger des GPV im Landkreis 
Ravensburg – zu denen auch der Kli 
nikbereich des örtlichen ZfP gehört – unterstüt-
zen die Arbeit der IBB-Stelle durch die  

Freistellung von Mitarbeitern für die Mitwirkung 
in der IBB-Stelle. Im Laufe des Jahres 2016 
wurden die Flyer und Plakate der IBB-Stelle neu 
aufgelegt und die Erreichbarkeit über Anrufbe-
antworter, Mail und Post neu eingerichtet. Un-
abhängig davon stehen die Patientenfürsprecher 
weiterhin mit ihrer Sprechstunde in Weißenau 
und der telefonischen Sprechstunde für die 
Region Allgäu als Ansprechpartner zur Verfü-
gung. 
Die IBB-Stelle bearbeitete im Jahr 2016 zehn 
Anfragen, davon fünf Beschwerden. Überwie-
gend meldeten sich die Betroffenen selbst. 
Beschwerden richteten sich gegen Betreuungen, 
gesetzliche Betreuer und/oder Mitarbeiter der 
Einrichtungen und Dienste. Aus den vorliegen-
den Beschwerden konnten nach eingehender 
Prüfung keine Rückschlüsse auf einen Mangel in 
der Versorgungsstruktur im Landkreis abgeleitet 
werden. 
Bei der IBB-Stelle gingen auch einige anonyme 
Beschwerden über Einrichtungen ein. Da die 
Arbeit der IBB-Stelle auf Dialog und Interessen-
ausgleich angelegt ist, konnten diese Beschwer-
den in diesem Sinne nicht bearbeitet werden. 
Der betreffende Träger wurde aber über die 
Beschwerden informiert.  
Unabhängig von der IBB-Stelle nahmen zu den 
Patientenfürsprechern insgesamt fast 90 Per-
sonen Kontakt auf. 
. 
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Ländernetzwerk Bodenseeregion 
 
 
 
 
Das Ländernetzwerk wurde im November 2015 
von Erfahrungs-ExpertInnen unter Beteiligung 
der Gemeindepsychiatrischen Verbünde initi-
iert. Unser Netzwerk setzt sich zusammen aus 
Erfahrungs-ExpertInnen, Professionellen, Ange-
hörigen und interessierten BürgerInnen mit 
unterschiedlichem beruflichen und sozialen 
Hintergrund. Die Mitwirkenden kommen aus den 
vier Ländern der BodenseeRegion – Deutschland 
(Bodensee/Oberschwaben), Österreich (Vorarl-
berg), Schweiz (Kantone St. Gallen, Thurgau, 
Appenzell) und Liechtenstein. 
 
Unsere Ziele: Durch regelmäßige Begegnung und 
Kennenlernen wächst Vertrauen. Das ist die 
Grundlage für ein Lernen voneinander. Gegen-
seitige Unterstützung und Hilfe sowie die Ko-
operation und Zusammenführung bereits beste-
hender Netzwerke fördern die Entwicklung von 
Gemeinsamkeiten und steigern die Qualität der 
Hilfeleistungen und somit die Lebensqualität für 
alle Bürgerinnen und Bürger dieser Länderregi-
on bei dem Thema seelische Gesundheit.  
 
Durch die Beteiligung Psychiatrie-Erfahrener 
und die Zusammenarbeit von Professionellen 
und Erfahrenen in der Begleitung von Menschen 
in Krisen auf Augenhöhe, sehen wir ein Potenzi-
al, Empowerment- und Recovery-Prozesse leich-
ter in Gang setzen zu können. Durch diese Be-
teiligungskultur in der psychiatrischen Arbeit 
und der Mitarbeit auf politischer Ebene sehen 
wir Chancen für einen Paradigmenwechsel in 
der Psychiatrie. Dadurch kann das Ländernetz-
werk ein wichtiger Impulsgeber für die Psychi-
atrie in den Ländern der Bodenseeregion und 
darüber hinaus werden. Weg von Unheilbar-
keitsdogmen, hin zu einer ganzheitlichen Be-
trachtungsweise, was seelische Gesundheit für 
den einzelnen und die Gesellschaft bedeutet. 
Durch unsere Arbeit wollen wir die Stigmatisie-
rung von seelischen Erkrankungen abbauen und 
Motor für gesellschaftliche Inklusion sein 
 
 

 

 
 
Mögliche Handlungsfelder sind: 
 
 Aufbau und Etablierung einer gemeinsamen 

Qualifizierung für Psychiatrie-Erfahren mit 
länderübergreifenden Praktikamöglichkei-
ten.  

 Fortbildungen, Tagungen und Kongresse zur 
Förderung der Zusammenarbeit von Erfah-
rungs-ExpertInnen und Professionellen mit 
dem Ziel, die Beteiligungskultur der Be-
troffenen zu stärken.  

 
 Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten 

für Psychiatrie-ExpertInnen in den Ländern 
der Bodenseeregion.  

 - Vernetzung und Austauschmöglichkeiten 
für Selbsthilfegruppen, Professionelle, 
Verbände, Institutionen und Psychiatrie-
netzwerke.  

 Gemeinsame kulturelle Projekte in Verbin-
dung mit den Themen einer Recovery-
orientierten Psychiatrie 

 Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit (Publi-
kationen, Pressearbeit, Internet…)  

Alle Teilnehmenden der Arbeitsgruppe treffen 
sich 2x im Jahr (Frühjahr und Herbst). 
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Projekt KiP (Kinder psychisch kranker Eltern) 
 
Schwerpunkte 
Seit Mai 2008 wird das Projekt Kinder psychisch 
kranker Eltern (KiP) umgesetzt. Hierzu ist eine 
Projektstelle mit einem Stellenumfang von 50 % 
besetzt. 
Ziel des Projektes ist es, Kinder und Jugendli-
che mit psychisch kranken oder belasteten El-
tern zu entlasten und zu unterstützen und somit 
einem erhöhten eigenem Erkrankungsrisiko so-
wie anderen kostenintensiven Folgeschädigun-
gen und Behandlungen vorzubeugen. 
 
Kern des Projekts sind drei Module, die mitei-
nander verwoben sind: 
Modul 1: Ehrenamtliche Paten/Patenfamilien 
Modul 2: Gruppenangebote für Kinder und Ju-
gendliche 
Modul 3: Unterstützung der Kinder und Jugend-
lichen durch individuelle Maß-nahmen 
 
Stand der Umsetzung  
Das Modul 1 - Ehrenamtliche Paten und Paten-
schaften - wird von der Arkade e.V. in enger 
Kooperation mit der Projektstelle KiP durchge-
führt. Hierfür arbeiten eine Mitarbeiterin bei 
der Arkade e.V. mit einem Stellenumfang von 
60 % und eine zusätzliche Fachkraft als gering-
fügig Beschäftigte.  
Die Förderung des Patenmoduls über das För-
derprogramm „Kinder, Jugendliche und Fami-
lien“ wurde 2016 bis zum 30.06.2020 verlän-
gert. 
 
Zum 31.12.2016 bestanden 21 Patenschaften für 
22 Kinder. Im Zeitraum 01.01.-31.12.2016 wur-
den 10 Patenschaften neu vermittelt, 11 wur-
den beendet.  
Die Altersverteilung in den Patenschaften stellt 
sich wie folgt dar: 7 Kinder im Alter von 1 bis 6 
Jahren, 11 Kinder im Alter von 7 bis 12 Jahren 
und 4 Jugendliche im Alter von 13 bis 17 Jah-
ren.  
Die betroffenen Familien/Kinder wurden zum 
größten Teil über den Sozialen Dienst des Ju-
gendamtes vermittelt (13), 3 Familien kamen 
über den Sozialpsychiatrischen Dienst und zwei 
Familien über eine psychiatrische Tagesklinik 
mit dem Projekt in Kontakt. 3 Familien haben 
sich selbst gemeldet. 
 
Nachdem im Modul 2 - Gruppenangebote - das 
Gruppenangebot „Esmeralda, wie geht es Dir?“ 
in Kooperation mit der Abteilung für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie des ZfP Weissenau im 
Februar 2016 erfolgreich abgeschlossen wurde 
(8 teilnehmende Kinder), wurde im Oktober 
2016 erneut eine Gruppe gestartet. Leider war 
es dieses Mal nur möglich 4 Kinder für die 
Gruppe zu gewinnen, von denen letztendlich 
nur 3 Kinder regelmäßig teilnahmen. 

 
Gut nachgefragt waren in 2016 wieder die frei-
zeitpädagogischen Maßnahmen in den Schulferi-
en: 
Osterferien:  
Bouldern- 13 teilnehmende Kinder und Jugend-
liche zwischen 9 und 18 Jahren 
Sommerferien:  
Selbstbehauptungstraining „Power for Kids“ – 9 
teilnehmende Kinder und Jugendliche zwischen 
9 und 13 Jahren 
Herbstferien: 
Waldtag mit Survivaltraining- 8 teilnehmende 
Kinder zwischen 10 und 15 Jahren 
 
Im Modul 3 - Unterstützung der Kinder und Ju-
gendlichen durch individuelle Maßnahmen - 
liegt der Schwerpunkt bei der Beratung der 
Familien und der individuellen Unterstützung 
der Kinder.  
 
Im Jahr 2016 fanden 81 Beratungskontakte in 39 
Familien statt, im Großteil der Fälle in Form 
von Hausbesuchen. Zusätzlich zu den persönli-
chen Beratungsgesprächen gab es zahlreiche 
telefonische Kontakte. 
In zwei Familien wurde mit „Marte Meo“, einer 
videogestützten Beratungsmethode, gearbeitet. 
 
Über Spendengelder können betroffene Kinder 
und Jugendliche individuell in ihren Interessen 
und Stärken gefördert werden.  
Im Jahr 2016 wurden für 6 Kinder und Jugendli-
che die Kosten für Vereinsbeiträge, Musikunter-
richt, Ferienbetreuung oder ähnliche Angebote 
übernommen.  
 
Öffentlichkeitsarbeit/Vernetzung 
Folgende Aktivitäten zum Projekt gab es im 
Jahr 2016 zur Information von Fachkräften, zur 
Information und Sensibilisierung der Öffentlich-
keit für das Thema „Kinder psychisch kranker 
Eltern“, zur Gewinnung von Spendengeldern 
und zur Vernetzung: 
 Durchführung von Unterrichtseinheiten 

zum Thema „Kinder psychisch kranker El-
tern“ in insgesamt 5 Klassen des Instituts 
für Soziale Berufe in Ravensburg 

 Vortrag beim Rotary Club Ravensburg 
 Teilnahme an Vernetzungstreffen im Rah-

men des Interreg-Projektes „KIG- Kinder im 
seelischen Gleichgewicht“ 

 Interviews mit StudentInnen 
 Teilnahme am Arbeitskreis „Kinder sucht-

kranker Eltern“ 
 Jurymitglied für das „Siegel- Gesunde 

Schule“ im Bereich seelische Gesundheit 
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Personeller Wechsel 
Bei der Projektstelle KiP fand ein personeller 
Wechsel statt. Frau Friederike Bauer ist nun 
neue Projektverantwortliche und Ansprechpart-
nerin für die Stelle. 
 
Interreg-Programm KIG – Kinder im seelischen 
Gleichgewicht 
Das beantragte Projekt „KIG- Kinder im seeli-
schen Gleichgewicht“ im Rahmen des Interreg V 
Programms „Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein“ 
wurde am 07. April 2016 durch das Regierungs-
präsidium Tübingen bewilligt. 
 
Das Landratsamt Ravensburg übernimmt für die 
Projektlaufzeit vom 01. Juli 2015 bis 31. De-
zember 2020 als Leadpartner die internationale 
Projektleitung (Federführung Gesundheitsamt) 
und bringt sich mit einem eigenen Regionalpro-
jekt (Federführung Jugendamt) ein. 
Die weiteren Projektpartner aus Deutschland 
(Landkreise Bodenseekreis und Lindau), der 
Schweiz (Kantone St. Gallen, Appenzell Ausser-
rhoden, Appenzell Innerrhoden, Thurgau) und 
dem Fürstentum Lichtenstein beteiligen sich 
ebenfalls mit Regionalprojekten. 
 
Das Projekt „KIG – Kinder im seelischen Gleich-
gewicht begegnet in der Bodenseeregion sowohl 
dem dringenden Bedarf, die psychische Ge-
sundheit von Kindern zu fördern und psychi-
schen Erkrankungen bei Kindern entgegenzuwir-
ken, als auch der großen Notwendigkeit, beste-
hende Angebote zu vernetzen. Zentrales Ziel 
des Projekts ist die Verbesserung der institutio-
nellen Zusammenarbeit im Bereich der psychi-
schen Gesundheit im Projektgebiet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ein weiteres wichtiges Projektziel ist die Quali-
fizierung und Sensibilisierung von Fachpersonen 
für die Arbeit mit Eltern und Kindern in Bezug 
auf seelische Gesundheit. Von einer Stärkung 
der Gesundheits- und Erziehungskompetenz von 
Fachpersonen und Eltern soll in erster Linie die 
Zielgruppe der Kinder profitieren. Die Förde-
rung der Bedingungen für gesundes Aufwachsen 
von Kindern ist den Projekt-partnern ein großes 
Anliegen. Das Projekt leistet somit einen we-
sentlichen Beitrag zu bestehenden nationalen 
und EU-weiten Programmen und Strategien und 
darin formulierten notwendigen Maßnahmen. 
 
Die Projektpartner aus Deutschland, der 
Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein 
tragen durch verschiedene Regionalprojekte in 
den jeweiligen Projektregionen dazu bei, ge-
meinsam erarbeitete Schwerpunkte entspre-
chend der regionalen Bedarfssituationen umzu-
setzen und den Transfer von Know-How und 
Best Practice-Beispielen auf andere Projektre-
gionen zu fördern. Hierzu soll der regelmäßige 
fachliche Austausch über die Landesgrenzen 
hinweg u. a. durch gemeinsame Veranstaltun-
gen, wie Fachtage, gesichert werden. Gemein-
same Öffentlichkeitsarbeit und die Erstellung 
einer Bestands- und Bedarfsanalyse in der Pro-
jektregion tragen zu Transparenz der Aktivitä-
ten bei und bilden die Grundlage für die Ent-
wicklung und Ausweitung vielversprechender 
Ansätze. Die Projektpartner versprechen sich 
von der Zusammenarbeit die Entwicklung einer 
gemeinsamen Haltung und „Sprache“ zum The-
ma und die Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
und politischer Akteure. 
 
Das Jugendamt Ravensburg bringt sich zur Um-
setzung der Projektziele insbesondere mit dem 
Angebot „KiP – Kinder psychisch kranker Eltern 
im Landkreis Ravensburg“ ein. Die Resilienz-
förderung von Kindern und die interdisziplinäre 
Vernetzung bestehender Hilfesysteme und An-
gebote im Landkreis stehen dabei im Mittel-
punkt. Darüber hinaus wird der internationale 
Austausch zu den genannten zentralen Zielen 
des Gesamtprojekts KIG angestrebt. 
 
 
 
Weitere Informationen unter 
https://www.kinder-im-seelischen-
gleichgewicht.eu/ 
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Projekt Kunstatelier mit dem  Institut für soziale Berufe (ifsb) 
 
Das inklusive Labyrinth: 
 
Ein Labyrinth kann man betreten, erforschen, 
dabei auch mal die falsche Richtung einschla-
gen und schließlich ein Ziel erreichen. Dass die 
verschlungenen Wege sogar noch mehr Potenti-
al bieten, bewiesen die Teilnehmenden des 
Inklusiven Kunstateliers des ZfP Südwürttem-
berg in einem Kooperationsprojekt mit dem 
Institut für soziale Berufe. In mehreren Work-
shops entwickelten sie einen schöpferischen 
Zugang zum Thema Labyrinth. 
„La, La, Labyrinth“ tönt es mehrstimmig durch 
die Werkräume des Inklusiven Ateliers. Zahlrei-
che Kunstinteressierte haben sich in der 
Ravensburger Kapuzinerstraße versammelt, um 
beim feierlichen Projektabschluss dabei zu sein. 
Auf einem großen Stapel liegen Zeichnungen, 
Collagen und Malereien, die auf den ersten 
Blick wie ein buntes Sammelsurium wirken. 
Begleitet von Percussion-Rhythmen werden die 
einzelnen Werke dann von den Künstlerinnen 
und Künstlern zu einem großen Gemälde zu-
sammengeführt. Nach und nach wird für die 
Zuschauer sichtbar: es handelt sich um ein rie-
sengroßes Labyrinth. 
„Auch die Psychiatrie ist manchmal wie ein 
Labyrinth“, erklärt Dr. Michael Konrad, Leiter 
des Bereichs Wohnen im ZfP Südwürttemberg 
bei seiner Ansprache. „Zu unserer Arbeit gehört 
es, neue Wege einzuschlagen um dadurch Wen-
depunkte herbeizuführen, beispielsweise die 
Verlagerung von Angeboten aus der Klinik in die 

Gemeinde hinein.“ Eines dieser Angebote sei 
das Inklusive Atelier, das seit mehr als drei 
Jahren erfolgreich arbeitet. Mitmachen kann 
jeder, unabhängig von Alter, Geschlecht, Ta-
lent, physischer oder psychischer Behinderung. 
Erstmals mit von der Partie waren Studierende 
der Fachrichtung Heilpädagogik des Ravensbur-
ger Institut für soziale Berufe (IfsB).Gemeinsam 
mit Klientinnen und Klienten des Gemeindepsy-
chiatrischen Verbundes und Kunstinteressierten 
Ravensburgern erarbeiteten sie bei mehreren 
Treffen das Musik-Kunst-Projekt „Wendepunkt“ 
zum Thema Labyrinth. Die Musikgruppe leitet 
die Sängerin und IfsB-Dozentin Katharina Rich-
ter an, für die Kunstgruppe zeichnet sich Anja 
Likic, Heil- und Kunstpädagogin aus Aulendorf 
verantwortlich. 
Kurt Brust, Geschäftsführer und Direktor des 
Instituts, freut sich über die gelungene Koope-
ration. „Wenn Inklusion gelingen soll, dann 
müssen wir alle potentiellen Wege beschrei-
ten“, betont der Schulleiter. „Kunst und Musik 
eigenen sich dafür in besonderem Maße, da sie 
einen Zugang und ein Miteinander jenseits der 
Sprache ermöglichen“. Vom gelebten Inklusi-
onsgedanken konnten sich die Besucher der 
Performance mit eigenen Augen und Ohren 
überzeugen. Während sie das mehrere Quad-
ratmeter großes Gemälde an der Wand des In-
klusiven Ateliers bestaunten blieb genügend 
Zeit für interessante Gespräche und das Knüp-
fen neuer Kontakte.  
(Bericht 13.07.2016; ZfP Öffentlichkeitsarbeit) 
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Entwicklung der gemeindepsychiatrischen Versorgung 2016 
 
Im Jahr 2016 wurden mit der GPV Basisdoku-
mentation (BaDo) 1.754 psychisch erkrankte 
Personen erfasst, die Leistungen in den Einrich-
tungen und Diensten der psychosozialen Versor-
gung des GPV im Landkreis Ravensburg erhiel-
ten. In der psychiatrischen Klinik behandelt 
wurden 1836 Personen. Obgleich sich die Zahlen 
ähneln ist die Schnittmenge relativ gering. 
Während die Leistungen des GPV  hauptsächlich 
von Personen mit den Diagnosen Schizophrenie, 
affektive Psychosen und (Borderline)-
Persönlichkeitsstörungen wahrgenommen wer-
den, sind in der stationären Behandlung der 
Klinik vor allem Personen mit Suchterkrankun-

gen und neurotischen Störungen zu finden. Die 
Steigerung der Klientenzahlen in der psychoso-
zialen Versorgung um über 100 gegenüber dem 
Vorjahr ist auf die Zunahme der  ambulanten 
Leistungen der Eingliederungshilfe zurückzufüh-
ren. Die Leistungen der Eingliederungshilfe 
sollen für Menschen mit (seelischer) Behinde-
rung die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
sicherstellen. Sie werden gewährt, wenn eine 
wesentliche Behinderung vorliegt, die Klientin-
nen also neben ambulanter psychiatrischer Be-
handlung noch Unterstützung zur sozialen Teil-
habe oder zur Teilhabe am Arbeitsleben benöti-
gen. 
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1. Niederschwellige Angebote 
 
Sozialpsychiatrische Grundversorgung 

 
Der Sozialpsychiatrische Dienst (SpDi) leistet 
niederschwellige Unterstützung und hat nach 
PsychKHG unter anderem die Funktion der Wei-
chenstellung für die weitere Versorgung chro-
nisch psychisch kranker Menschen. Der SpDi 
berät seine Klientinnen, ob für sie die Angebote 
der ambulanten, teilstationären und stationären 
Behandlungsangebote ausreichend sind oder ob 
sie zeitintensivere Angebote der Eingliede-
rungshilfe im Bereich Wohnen benötigen. Nach 
vielen Jahren der Fallzahlsteigerung gab es im 
Berichtsjahr 2015 eine Konsolidierung auf 827 
Klienten, die sich im Jahr 2016 wieder auf 872 
gesteigert hat. Die Steigerung gegenüber 2015 
ergibt sich ausschließlich aus den kurzfristigen 
(bis 5) und indirekten Kontakten. Der Dienst 
nimmt damit die ihm zugedachte sozialpsychi-
atrische Portal- und Verteilerfunktion in hohem 
Masse wahr. Insbesondere für junge Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen kommt 
dieser Funktion eine wichtige Rolle zu (S. 20ff)  
In der Regel sind junge Menschen, die in der 
Phase des Erwachsenwerdens psychisch krank 
werden, hinsichtlich ihrer Rolle im gesellschaft-
lichen Leben sehr ambivalent und weitgehend 
orientierungslos. Sie brauchen eine Anlaufstel-
le, bei der sie keine Verpflichtung eingehen, die 
ihnen aber eine gewisse Navigation für weiter-
gehende notwendige Unterstützung geben kann.   
 
Trotz der hohen Zahl kurzfristiger Kontakte 
wurden im Jahr 2016 von den Standorten 
Ravensburg und Wangen aus 453 Klienten lang-
fristig begleitet. Die Intensität der Begleitung 
ist angesichts einer Stellenzahl von 5,5 Vollkräf-
ten natürlich deutlich geringer als bei den Leis-
tungen des Betreuten Wohnens der Eingliede-
rungshilfe (S.16ff) Daher ist auch bei den lang-
fristigen Kontakten eine Weitervermittlung an 
die Angebote der Eingliederungshilfe nicht sel-
ten. Bei den langfristig begleiteten Klienten des 
SpDi bleibt die Verteilung der Diagnosegruppen 
relativ konstant. Den höchsten Anteil im SpDi 
stellen nach wie vor die KlientInnen mit der 
Diagnose einer Schizophrenie. Der Anteil der 
Personen mit der Diagnose Persönlichkeitsstö-

rung bleibt im Gegensatz zu anderen Unterstüt-
zungsformen relativ konstant. 
 
Der Anteil der muslimischen Klienten blieb dank 
des türkischen Mitarbeiters im SpDi-West bei 
ca. 6 % stabil, es leben immer mehr Klienten 
allein (54 % aller SpDi-Klienten) und der über-
wiegende Teil (über 80 %) lebt finanziell in pre-
kären Umständen als Erwerbslose, Alters- bzw. 
Erwerbsunfähigkeitsrentner oder WfbM-
Beschäftigte. Immerhin 13 % der Klienten stan-
den 2016 gleichzeitig mit dem Integrationsfach-
dienst in Verbindung während dies im Jahr 2015 
lediglich 5 % waren. Im Arbeitsbereich der 
WfbM im Arbeitsbereich ist der Anteil der SpDi-
Klienten von 2015 auf 2016 um nahezu 20% ge-
sunken.  
 
Nahezu ein Fünftel der KlientInnen sind nicht in 
fachärztlicher Behandlung. Jeweils ca 40% sind 
bei niedergelassenen Fachärzten und in der 
psychiatrischen Institutsambulanz (PIA) in Be-
handlung. Der Anteil der Patienten in psycho-
therapeutischer Behandlung ist auf 15% der 
langfristig betreuten KlientInnen angestiegen, 
so dass die individuelle nicht-medikamentöse 
Behandlung für die Klientel des SpDi ein größe-
res Gewicht erhielt. Durch die zunehmende 
Differenzierung der psychosozialen Versorgung 
muss der SpDi zwangsläufig ein höheres Maß an 
komplexen Beratungs- und Koordinationsleis-
tungen erbringen. Die Entlastung bei den indivi-
duellen Unterstützungsleistungen erscheint 
angesichts der Pauschalfinanzierung unabding-
bar. 
 
Bei der Nutzung zusätzlicher von der gesetzli-
chen Krankenversicherung finanzierter Leistun-
gen gab es einen deutlichen Rückgang bei den 
Leistungen der ambulanten Ergotherapie ge-
genüber dem Jahr 2013. Waren es damals noch 
20%, so sind es zwischenzeitlich nur noch 5%. 
Die Leistungen des ambulanten psychiatrischen 
Pflegedienstes wurden von der Klientel des SpDi 
so gut wie gar nicht in Anspruch genommen. 
Erfreulich ist die Entwicklung bei der Soziothe-
rapie. (Schaubild 1) 

 

-13- 



 
Schaubild 1 

 
Durch die Richtlinienänderung und die Diagno-
seerweiterung konnten 2016 im Westteil des 
Landkreises knapp ein Viertel, im Ostteil gar ein 
Drittel aller SpDi-Klienten von den Leistungen 
der Soziotherapie profitieren. Dies entspricht 
einem Zuwachs von ca. 20 %. Im Jahr 2015 sind 
die Richtlinien für den Zugang zu den Leistun-
gen der ambulanten Soziotherapie durch den 
gemeinsamen Bundesausschuss (gBA) der Kran-
kenkassen geändert worden. Die ambulante 
Soziotherapie ist seit 2015 für alle Diagnose-
gruppen zugänglich und nicht mehr auf die Di-
agnose Schizophrenie beschränkt. Wenn sie 
besser vergütet wäre und die Zuzahlung wegfal-
len würde, könnte die ambulante Soziotherapie 
in Zukunft die ihr zugedachte Funktion als Be-
standteil der ambulanten medizinischen Rehabi-
litation für psychisch kranke Menschen wahr-
nehmen.  
 
Die größte Barriere bestand aber offensichtlich 
im Zugang zu Leistungen der häuslichen Pflege. 
Dies hat verschiedene Gründe. Für die ambulan-
ten Leistungen der Pflegeversicherung besteht 
bisher die Hürde der Gewährung einer Pflege-
stufe. Dies hat sich zum 1.1. 2017 mit Einfüh-
rung von Pflegegraden auf Grundlage eines an 
der Teilhabe orientierten Pflegebedürftigkeits-
begriffs geändert. Eine weitere Barriere be-
stand in der unzureichenden Vereinbarung für 
die Leistungen der häuslichen psychiatrischen 
Krankenpflege nach § 37 gemäß den Richtlinien 
des gBA mit den gesetzlichen Krankenkassen. 
 

Auch diese Barriere wurde zum 1.1. 2017 besei-
tigt. Leider nur mit der AOK wurde ein „Vertrag 
über ein Modellvorhaben gem. §§ 63 und 64b 
SGB V zur Versorgung psychisch kranker Men-
schen mit häuslicher Krankenpflege nach § 37b 
vereinbart. Ziel der Leistung ist die zeitnahe 
Intervention beim Übergang von einer psychisch 
stabilen in eine instabile Phase und dadurch vor 
allem die Vermeidung eines Krankenhausauf-
enthalts. Von diesem Angebot profitieren auch 
AOK-Versicherte in den Formen des ambulant 
Betreuten Wohnens. Die Leistung kann flexibel 
über 6 Monate ab Eintreten der instabilen Phase 
erbracht werden. Sie wurde mit maximal 28 
Hausbesuchen in den ersten beiden Wochen 
festgelegt, in den verbleibenden 24 Wochen 
können bis zu 60 Hausbesuche erfolgen, wobei 
Patient und Dienst in der Wahl der Frequenz 
frei sind. Nach diesen 60 Hausbesuchen oder 24 
Wochen ist der ambulante Behandlungsfall ab-
geschlossen und kann bei Wiederauftreten der 
Funktionsstörungen wie bei einem Klinikaufent-
halt neu verordnet werden. Der Hausbesuch 
wurde zeitlich auf 45 Minuten festgelegt. 
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Tagesstätte 

 
Die Tagesstätte für chronisch psychisch kranke 
Menschen wird in Baden-Württemberg von den 
Stadt- und Landkreisen mit einer Personalstelle 
je 50.000 Einwohner pauschal finanziert. In 
Flächenlandkreisen wie dem Landkreis Ravens-
burg kann das Angebot nicht auf einen Standort 
reduziert werden. Es existiert jeweils eine Ta-
gesstätte in den Gemeindepsychiatrischen Zen-
tren in Ravensburg und in Wangen. Die Angebo-
te der Tagesstätte werden in der Regel von 
KlientInnen des SpDi und dem ABW in Anspruch 
genommen, das Angebot zur Pausengestaltung 
und Mittagessen auch von Beschäftigten der 
WfbM und des Zuverdiensts genutzt. Dort sollen 
Bedürfnisse nach Kontakt und Beratung befrie-
digt werden, es gibt ein einfaches Angebot an 
Getränken und Essen, ein offenes Angebot an 
Aktivitäten kreativer Art, sowie offene Hilfen 
für Selbstversorgung. Für die KlientInnen ist 
wichtig, dass sie das Angebot nutzen können, 
wie es ihren jeweiligen Bedürfnissen entspricht. 
Dementsprechend ist die zeitliche Nutzung voll-
kommen unterschiedlich.  

 
 
 
 

 
     Schaubild 2 
 
 
Schaubild 2 zeigt, dass das Nutzerverhalten der 
84 KlientInnen in der Tagesstätte im GPZ 
Ravensburg sehr heterogen ist und in drei Nut-
zergruppen aufgeteilt werden kann: 
  
 KlientInnen, die die Tagesstätte täglich 

nutzen (28,5 %),  
 KlientInnen, die sie einmal bis mehrmals in 

der Woche nutzen (48,9%) 
 KlientInnen, die sie ein- bis dreimal im 

Monat bzw. nur sonntags nutzen (22,6%).  
 

Die Zahl der NutzerInnen ist in Ravensburg ge-
genüber dem Vorjahr (91) wieder etwas gesun-
ken, der Anteil der täglichen Nutzung ist 
gleichgeblieben. Der Anteil von unter einem 
Drittel, die die Tagesstätte täglich nutzen - und 
dies vorwiegend für eine Stunde – zeigt jedoch, 
dass hier nicht die Teilhabe am Arbeitsleben 
vorbereitet wird 
 

 
 
. 
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2. Leistungen des Betreuten Wohnens 
 
Unter betreutem Wohnen sind die Leistungen 
der Eingliederungshilfe umfasst, die eine Unter-
stützung zur Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben im Bereich Wohnen gewähren. Leis-
tungsrechtlich können drei Grundformen unter-
schieden werden 
 
 Ambulant Betreutes Wohnen (schwerpunk-

mäßig Fachkräfte, selbstbestimmt in eigen 
finanzierter Wohnung) 

 Betreutes Wohnen in Familien (BWF; Gast-
familien mit Begleitung durch Fachkräfte) 

 Stationär Betreutes Wohnen (schwer-
punktmäßig Fachkräfte, Wohnung oder 
Heim vom Einrichtungsträger bereitge-
stellt) 

 
Ordnungsrechtlich gibt es bei den Formen des 
ambulant und stationär betreuten Wohnens 
verschiedene Unterformen. Im Landkreis 
Ravensburg ist das Ambulant Betreute Wohnen 
in die Formen  
 
- ABW (Personalschlüssel 1:10) 
- ABW plus (4 Hilfebedarfsgruppen mit stei-

gendem Personalschlüssel) und 
- ABW light aufgeteilt. 

 
Insgesamt ergibt dies sechs verschiedene Inten-
sitäten der fachlichen Unterstützung. In den 
statistischen Auswertungen wurden lediglich 
ABW und ABW plus verglichen, da es erst weni-
ge Personen gibt, die ABW light erhalten. 
 
Bei der Leistung des stationär betreuten Woh-
nens gibt es: 
 
 vollstationäres Wohnen (Wohnheim) mit 

eigenständig finanziertem tagesstruktu-
rierenden Angebot  

 Teilweise selbstverantwortete Ambulant 
Betreute Wohngemeinschaft (TABeWo 
entsprechend § 6 WTPG) mit eigenständig 
finanziertem tagesstrukturierenden An-
gebot. 

 
Außerhalb dem Landesrahmenvertrag nach § 79 
(1) SGB XII wurde in Weissenau das vollstationä-
re Wohnangebot mit integrierten tagesstruktu-
rierenden Maßnahmen und begrenzter Aufent-
haltsdauer auf zwei Jahre als „Therapeutische 
Wohngruppe“ (TWG) eingerichtet. In ihr werden 
psychisch erkrankte Menschen mit schwerwie-
gend herausforderndem Verhalten befähigt, in 
gemeindeintegrierte Angebote des Betreuten 
Wohnens zurückzukehren. 
 

 
Schaubild 3 
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Die Anzahl  der KlientInnen in den verschiede-
nen Formen des Betreuten Wohnens ist in den 
letzten 14 Jahren enorm gestiegen. Erhielten 
387 Personen im Jahr 2003 Leistungen des Be-
treuten Wohnens, waren es 796 im Jahr 2016. 
Für die Steigerung der Personenzahl im ABW ist 
eine Erhöhung der Personenzahl im ABW plus 
um 15 Personen sowie 25 Personen mit der Leis-
tung des ABW light verantwortlich. Die Zahl der 
KlientInnen in den stationären Wohnangeboten 
ist  gegenüber dem Jahr 2015 konstant geblie-
ben, wobei erstmals die Personen im Teilweise 
selbstverantworteten Ambulant Betreuten Woh-
nen TABeWo separat aufgeführt werden. Die 
Zahl der KlientInnen im Betreuten Wohnen in 
Familien (BWF) hat sich gegenüber den Vorjah-
ren deutlich erhöht und zwar um 10%.  
 
Die Zahl der KlientInnen entspricht jedoch nicht 
der Zahl der „Plätze“, da es im Gegensatz zur 
Zeit der Langzeitstationen und Heime eine rege 
Fluktuation gibt. Rechnet man die Anzahl der 
KlientInnen mithilfe der durchschnittlichen 
Verweildauer pro Jahr in Plätze um, ergeben 
sich  665 (Vorjahr:635) Plätze. Das bedeutet, 
dass 131 Klientinnen das Leistungsangebot des 
Betreuten Wohnens während des Jahres 2016 
gewechselt haben. Demgegenüber beendeten 
lediglich 19 KlientInnen die Maßnahme des ABW 
und 7 KlientInnen des SBW ohne im Anschluss 

eine Betreuungsleistung im Rahmen des GPV zu 
erhalten. Fünf KlientInnen starben eines natür-
lichen Todes, eine(r) durch Suizid. 
 
Legt man einen Vergleich mit den Zahlen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft überörtlicher Sozi-
alhilfeträger (BAGüS) für das Jahr 2014 an, ist 
die Ambulantisierungquote von 80% ebenso 
hoch wie bei den Landschaftsverbänden Rhein-
land und Westfale-Lippe, aber deutlich höher 
als im Durchschnitt Baden-Württembergs. Be-
merkenswert bei dem Vergleich ist, dass die 
Zahl der stationären Wohnplätze je 1000 Ein-
wohner im Landschaftsverband Rheinland trotz 
der hohen Ambulantisierungsquote zweieinhalb 
Mal so hoch ist wie in Baden-Württemberg. Es 
ist demnach davon auszugehen, dass es im 
Landkreis Ravensburg im Gegensatz zum Land-
schaftsverband Rheinland gelungen ist, einen 
erheblichen Teil der Langzeitpatienten in am-
bulanten Strukturen zu versorgen. Dafür dürften 
vor allem das Betreute Wohnen in Familien 
(BWF) sowie die dezentrale Heimbetreuung 
(jetzt TABeWo) als Übergang aus dem Langzeit-
bereich der Weissenau verantwortlich sein.  
Immerhin 12% der KlientInnen lebten 2016 in 
einer Gastfamilie im Rahmen des BWF, während 
das im Bundesgebiet bei weniger als 1% der Fall 
war.  
 

 

 
Schaubild 4 

 
 

Bemerkenswert ist die Tatsache, dass über die 
Hälfte der Klienten des Betreuten Wohnens 
Leistungen im ABW mit Personalschlüssel 1:10 
erhalten. Diese Zahl ist seit Einführung des ABW 
plus im Jahre 2011 konstant geblieben. Das 
zeigt, dass ein beträchtlicher Teil langfristig 
psychisch beeinträchtigter Menschen mit relativ 
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Bei der Umstellung der Eingliederungshilfeleis-
tungen auf die Finanzierung von Fachleistungen 
im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) 
ist daher keine Kostensteigerung zu erwarten. 
Psychisch erkrankte Menschen scheinen auch in 
selbstbestimmten Wohnformen nicht ein höhe-
res Maß an Unterstützungsleistungen einzufor-
dern.   
 
Ein wichtiger Indikator für das Gelingen der 
sozialen Teilhabe ist die Gestaltung sozialer 
Beziehungen, insbesondere die Fähigkeit, die 
eigenen Entscheidungen mit den Entscheidun-
gen der Mitmenschen in Einklang zu bringen. 
Diese Fähigkeit ist bei verschiedenen Diagnosen 
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unterschiedlich. Personen1 mit der Diagnose 
Schizophrenie finden sich überzufällig häufig in 
stationären Leistungsformen, Personen mit 
einer zusätzlichen Suchterkrankung im ABW 
plus. Personen mit Persönlichkeitsstörungen 
nehmen einen größeren Anteil in den vollkom-
men selbstverantworteten ambulant betreuten 
Wohnformen ein. Ein noch höherer Anteil schi-
zophren erkrankter Personen findet sich in dem 
Fachpflegeheim der Eingliederungshilfe der 
BruderhausDiakonie auf dem Riesenhof. (S.29f) 
 
Die Finanzierung der Leistungen erfolgt bei den 
Angeboten des stationär betreuten Wohnens, 
dem ABW plus sowie dem Fachpflegeheim (FPH) 
Riesenhof auf der Grundlage der Hilfebedarfs-
gruppen nach dem HMB-W-Verfahren. Schaubild 
5  zeigt die Verteilung der Hilfebedarfsgruppen 
auf die verschiedenen Wohnformen. 
 
 
 

                                            
1 Für Datenangaben ohne Schaubild siehe Lang-
version des Jahresberichts 
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Das Schaubild zeigt zunächst ein grundsätzli-
ches Problem des HMB-W-Verfahrens. Es diffe-
renziert nahezu ausschließlich zwischen zwei 
Hilfebedarfsgruppen, nämlich HBG 2 und HBG 3. 
Dies liegt unter anderem daran, dass das Ver-
fahren so konstruiert ist, dass es den Hilfebe-
darf in vollstationären Angeboten mit dauerhaf-
ter Personalpräsenz erfasst und den Bedarf an 
Leistungen zu sozialer Teilhabe nicht differen-
ziert zu beurteilen vermag. Umso überraschen-
der ist, dass in den Wohnheimen der Eingliede-
rungshilfe der Anteil der Personen in HBG 2 
deutlich geringer ist als in den ambulant be-
treuten Wohnformen. Im TABeWo und im ABW 
plus ist hingegen der Anteil der Personen in 
HBG 3 gleich wie im Fachpflegeheim des Rie-
senhofes. Mit Einführung der personenzentrier-
ten Leistungsgewährung im Rahmen des BTHG 
wird ab 2020 nur noch der individuelle Hilfebe-
darf entsprechend der 9 Kapitel des Bereichs 
„Aktivitäten und Partizipation“ der ICF aus-
schlaggebend sein. Ausschlaggebend für die 
Leistungserbringung sind dann nicht mehr Leis-
tungstypen wie „stationär oder ambulant be-
treutes Wohnen“, „Tagesstruktur“, „Fachpfle-
ge“ etc., sondern ausschließlich der Bedarf an 
Unterstützung zur Führung eines möglichst 
selbstbestimmten Lebens. Die Wohnform wird 
dann nicht mehr ausschlaggebend sein. 
 

Die fachliche Assistenz wird dann die Leistung 
der Eingliederungshilfe zur Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben im Bereich Wohnen darstel-
len und nicht mehr die Bereitstellung eines 
Platzes mit standardisierten Hilfeangeboten. 
Neben der Assistenzleistung zur sozialen Teil-
habe können bei Bedarf weitere Leistungen der 
verschiedenen Sozialleistungssysteme in An-
spruch genommen werden wie ambulante Sozio-
therapie, häusliche psychiatrische Krankenpfle-
ge, Leistungen der medizinischen und berufli-
chen Rehabilitation, häusliche Pflege nach SGB 
XI etc. Diese Leistungen können in den vollstän-
dig selbstverantworteten Formen des ABW be-
reits jetzt in Anspruch genommen werden. Auf-
grund der Änderung des Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs werden vor allem die Leistungen nach SGB 
XI eine zusätzliche Unterstützung in selbstbe-
stimmten Wohnformen bieten. Es ist davon 
auszugehen, dass ein Teil der KlientInnen des 
ABW des SpDi den Pflegegrad 2 erreichen und 
damit Zugang zu Leistungen der häuslichen 
Pflege bekommt. Die individuelle Hilfeplanung, 
die vermutlich bis zur Umsetzung des BTHG im 
Jahr 2020 auf der Grundlage des InHiP erfolgt, 
wird die Abgrenzung der jeweiligen Sozialleis-
tungen in den selbstbestimmten Wohnformen 
zunehmend relevant für die Empfehlungen der 
Hilfeplankonferenz.  
 
 

  

 
Mit dem Integrierten Hilfeplan (InHip) wird im Landkreis Ravensburg der individuelle Hilfebedarf psy-
chisch erkrankter Personen ermittelt, die Leistungen der Eingliederungshilfe zum Wohnen in Anspruch 
nehmen möchten. Diese erfolgt in einem oder mehreren Gesprächen mit den Betroffenen und ggf. wich-
tigen Bezugspersonen. Das Benennen konkreter Ziele, die in dem jeweiligen Lebensbereich erreicht wer-
den sollen ist der Ausgangspunkt für die Hilfeplanung. In welchen Lebensbereichen möchte ich in abseh-
barer Zeit teilhaben, was soll sich verändern was soll erhalten werden? 
Nach dem personenzentrierten Ansatz werden die Ressourcen und die Teilhabeeinschränkungen in fol-
genden fünf Lebensbereichen näher betrachtet: 
 
1. Psychische Erkrankung 
2. Aufnahme und Gestaltung persönlicher / sozialer Beziehungen 
3. Selbstsorge / Wohnen / lebenspraktische Fertigkeiten 
4. Arbeit und Beschäftigung 
5. Gestaltung der Freizeit / Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
 
Die Teilhabe in diesen Lebensbereichen kann sowohl durch die wesentliche seelische Behinderung als 
auch durch gesellschaftliche Barrieren mehr oder weniger stark beeinträchtigt sein und verschiedene 
Hilfen erforderlich machen. Unterstützungsbedarf ist nur in den Lebensbereichen  erforderlich, in denen 
der Betroffene in absehbarer Zeit eine Teilhabe anstrebt. Entscheidend ist, dass bei der Hilfeplanung ein 
deutliches und umfassendes Bild vom Hilfedarf des Klienten und auch von seinen Ressourcen entsteht. 
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3.  KlientInnen unter 30 Jahren  (U 30) 
 
Der Effekt der individuellen Hilfeplanung und 
den entsprechenden Empfehlungen der Hilfe-
plankonferenz kann an der Personengruppe 
nachvollzogen werden, die seit Einführung der 
Hilfeplankonferenz Unterstützung in den psy-
chosozialen Angeboten erhält. Dies ist bei den 
Personen, die im Jahr 2016 jünger als 30 Jahre 
alt waren, der Fall. Diejenigen Personen, die 
Leistungen in den verschiedenen Formen des 
Betreuten Wohnens erhielten, haben entspre-
chende Empfehlungen von der Hilfeplankonfe-
renz erhalten. Die Empfehlung erfolgte zwar für 
ein Angebot und nicht für spezifische Assistenz-
leistungen, durch den hohen Differenzierungs-
grad im ABW bestand jedoch bereits die Wahl-
möglichkeit für eine selbstbestimmte Wohnform 
auch bei hohem Unterstützungsbedarf. 
  
Insgesamt erhielten 204 KlientInnen unter 30 
Jahren im Jahr 2016 Leistungen in den Einrich-
tungen und Diensten des GPV. Die Geschlech-

terverteilung ist für die gesamte Gruppe der 
Unter-30-Jährigen gleich, während es bei der 
Gesamtheit der KlientInnen in den psychosozia-
len Angeboten einen etwas größeren Anteil von 
Männern gibt (53%). Bei den einzelnen Diagno-
segruppen differenzieren sich die Unterschiede 
jedoch deutlicher aus. Hinsichtlich dem Vorjahr 
haben sich bei der Geschlechterverteilung inte-
ressante Verschiebungen ergeben. So ist bei 
den Persönlichkeitsstörungen eine Annäherung 
zwischen Männern und Frauen um 10% erfolgt. 
Während das weibliche Geschlecht im Jahr 2015 
noch drei Viertel ausgemacht hat, sind es 2016 
weniger als zwei Drittel. Auch bei der Diagno-
segruppe der Schizophrenien ist eine Annähe-
rung erfolgt. Der Anteil der Männer ist von 79% 
auf 57% gesunken.  
 
Im Diagnosespektrum vollzieht sich ein deutli-
cher Wandel. 
 

 
Schaubild 6                      Schaubild 7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Während bei den KlientInnen über 30 Jahren 
der Anteil der schizophrenen Erkrankungen 

nahezu die Hälfte und der Anteil, bei dem die 
Suchterkrankung im Vordergrund steht, ein 
Zehntel ausmacht, verschiebt sich das Diagno-
sespektrum bei den Unter-30-Jährigen zuneh- 
mend in Richtung Persönlichkeitsstörungen und 
psychische Störungen mit Beginn im Kindes- und 
Jugendalter. Der Anteil der Personen unter 30 
Jahren, bei dem die Suchterkrankung im Vor-
dergrund steht, ist verschwindend. Das wider-
spricht dem Eindruck des Betreuungsalltags, da 
sie die größten Probleme bereiten.

. 
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Ob diese Änderungen auf eine veränderte Prä-
valenz oder verändertes Diagnoseverhalten der 
FachärztInnen zurückzuführen sind, spielt für 
die psychosoziale Versorgung im GPV keine ent-
scheidende Rolle. Die massive Änderung der 
Klientel in den Einrichtungen und Diensten im 
GPV wirft allerdings die Frage nach notwendi-
gen Änderungen in den Betreuungskonzepten 
auf. Diese wurden in den letzten beiden Jahr-
zehnten in erster Linie mit Blick auf KlientInnen 
mit schizophrenen Erkrankungen gemacht und 
zielten in erster Linie darauf ab, eine Überfor-
derung der auf Reize sehr empfindlichen psy-
chisch kranken Menschen mit schizophrenen 
Erkrankungen zu vermeiden. Auch wurden flan-
kierende psychotherapeutische Maßnahmen in 
der Vergangenheit häufig nicht als hilfreich, oft 
sogar als kontraindiziert betrachtet. Diese Hal-
tung muss ebenso überdacht werden wie der 
Einsatz von soziotherapeutischen Maßnahmen 
für Patientengruppen, die in der Vergangenheit 
aus der Indikation ausgeschlossen waren.  
 
Das Nutzerverhalten der KlientInnen unter 30 
Jahren weicht deutlich von dem der Gesamtkli-
entel ab. In Schaubild 8 ist die Verteilung auf 
alle Unterstützungsangebote abgebildet.  
 

 
Schaubild 8 
 
 

Nur die Angebote der Wohnbetreuung werden 
über die HPK empfohlen. Der Zugang zur RPK 
erfolgt auf Antrag und ärztlichem Zeugnis durch 
die Krankenversicherung, der Zugang zu den 
berufsbegleitenden Diensten über den Nachweis 
der Schwerbehinderung und der Zugang zum 
SpDi niedrigschwellig ohne Antrag. 
 
Im Gegensatz zur Gesamtheit der Personen 
konnten die Personen unter 30 Jahren relativ 
selbstbestimmt die jeweilige Unterstützungs-
leistung wählen. Das im Gesetz festgeschriebe-
ne Wunsch- und Wahlrecht der Wohn- und Be-
treuungsformen wurde zumindest teilweise 
praktisch umgesetzt. Auf diesem Wege „wählt“  
nur noch ein geringer Teil von knapp 6% Unter-
stützung in der stationären Eingliederungshilfe 
(Wohnheim) und ein knappes Fünftel nimmt 
Unterstützung über Sozialleistungen außerhalb 
der Eingliederungshilfe in Anspruch.  
 
Dieses Fünftel verteilt sich auf Angebote der 
medizinischen und beruflichen Rehabilitation. 
18 Personen unter 30 Jahren erhielten Leistun-
gen der medizinischen Rehabilitation in der RPK 
Baienfurt. Diese werden in einem Wohnhaus mit 
zwei Haushalten in Form einer therapeutischen 
Wohngemeinschaft mit angegliederter Ergothe-
rapie erbracht. Die RPK Baienfurt nimmt tradi-
tionell nicht nur KlientInnen des Landkreises 
Ravensburg auf, sondern auch KlientInnen aus 
Nachbarlandkreisen. 2016 waren 58% der insge-
samt 26 Personen aus dem Landkreis Ravens-
burg. Etwas mehr als die Hälfte der Klienten in 
der RPK haben die Diagnose einer schizophre-
nen Erkrankung, etwas weniger als die Hälfte 
die Diagnose einer affektiven und neurotischen 
Störung. Die RPK Baienfurt bietet daher nach 
wie vor jungen Menschen mit einer schizophre-
nen Erkrankung die Chance der Reintegration in 
das gesellschaftliche Leben.  
 
Personen unter 30 Jahren mit Persönlichkeits-
störung finden sich nach wie vor nicht in der 
RPK, jedoch zunehmend in den Angeboten der 
Eingliederungshilfe. Obwohl immer mehr junge 
Menschen mit Persönlichkeitsstörungen in das 
System der gemeindepsychiatrischen Versor-
gung kommen, (Schaubild 6) bleiben ihnen die 
Angebote einer qualifizierten medizinischen 
Rehabilitation verwehrt. Es ist davon auszuge-
hen, dass sie eine Zeitlang über stationäre, 
teilstationäre und ambulante Behandlungsange-
bote vergeblich versucht haben, ihre Erkran-
kung in Griff zu bekommen. 
 
 
 
 

 
 

Ambulante  
Wohnbetr. 

108 

SpDi 
45 

Berufsbegl. 
Dienste 

21 

Unterstützung zur sozialen und  
beruflichen Teilhabe U 30   

-21- 



Die Chancen auf gesellschaftliche Integration 
sind dadurch eher gesunken. In der Beurteilung 
der Krankenversicherung werden die Chancen 
des Rehabilitationserfolgs als gering eingestuft 
und aus diesem Grund die entsprechenden Leis-
tungen verweigert.  
 
Die zahlenmäßig große Personengruppe der 
unter 30jährigen mit der Diagnose Persönlich-
keitsstörungen nimmt in sehr geringem Maße 
Leistungen der beruflichen Rehabilitation durch 
berufsbegleitende Dienste oder den Berufsbil-
dungsbereich der WfbM in Anspruch. Sie bildet 
jedoch die anteilsmäßig größte Personengrup-
pe, die langfristige Unterstützung durch den 
Sozialpsychiatrischen Dienst (SpDi) in Anspruch 
nimmt. Der SpDi ist in Baden-Württemberg ein 
niederschwelliges Angebot, dessen Schwerpunkt 
sich zunehmend auf die Vermittlung sozialer 
Hilfen verlagert (s. S. 13f). Wie die Diskussionen 
in der im Jahr 2016 eingerichteten AG „Junge 
Erwachsene“ zeigt, bedarf es dieser Funktion 
des SpDi insbesondere für diesen Personenkreis. 
Bei psychisch beeinträchtigten jungen Menschen 
besteht ein beträchtlicher Nachreifungsbedarf. 
Gleichzeitig befinden sie sich in der Phase der 
Ablösung aus bestehenden Abhängigkeitsstruk-
turen. Eine feste Bezugsperson, die ohne ein 
Antragsverfahren aktivierbar ist, stellt damit 
ein unverzichtbares Bindeglied für die Inan-
spruchnahme weiterer Sozialleistungen dar. 
 
Obwohl dies mit Zahlen der GPV Bado nicht zu 
belegen ist, hat der SpDi in der Vergangenheit 
die Funktion der Vermittlung sozialer Hilfen 
wahrgenommen, bei dem Personenkreis der 
unter 30 Jährigen aber eben in erster Linie in 
Angebote der Eingliederungshilfe. Diese dienten 
in der Vergangenheit häufig als „Platzhalter“ 
für vorrangige Leistungen zur medizinischen 
und beruflichen Rehabilitation. Das seit 
1.1.2017 in Kraft getretenen Bundesteilhabege-
setz, in dem die Eingliederungshilfe in das für 
Rehabilitation zuständige Sozialgesetzbuch IX 
verlagert wird, nährt die Hoffnung, dass in Zu-
kunft vorrangige Sozialleistungen mithilfe der 
vorgesehenen Teilhabeplanung genutzt werden 
können. Das Bundesteilhabegesetz sieht vor, 
dass im Rahmen der Eingliederungshilfe nicht 
mehr Plätze, sondern Leistungen zur sozialen 
Teilhabe gewährt werden. Die Sicherstellung 
der sozialen Teilhabe kann die Grundlage für 
weitere Bereiche gesellschaftlicher Integration 
– insbesondere der beruflichen Teilhabe – bie-
ten.  
 

Die verschiedenen Angebote des Betreuten 
Wohnens werden von den Personen unter 30 
Jahren sehr differenziert in Anspruch genom-
men. Die meisten KlientInnen (68%) bevorzugen 
Angebote des nach WTPG „Vollständig selbst-
verantworteten ambulant betreuten Wohnens“, 
bei dem Fachleistung und existenzsichernde 
Leistung getrennt sind (ABW bzw. ABW plus). 
Die Übergangsform des Teilweise selbstverant-
worteten ambulant betreuten Wohnens (TABe-
Wo) nimmt eine marginale Rolle ein. Hingegen 
wird das Betreute Wohnen in Familien (BWF), 
das vor 30 Jahren zur Enthospitalisierung von 
psychisch kranken Langzeitpatienten eingeführt 
wurde, nun zunehmend auch von jungen psy-
chisch kranken Menschen genutzt – und zwar 
insbesondere von Personen mit psychischen 
Erkrankungen, die im Kindes- und Jugendalter 
eingesetzt haben.  
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass es bei der 
Inanspruchnahme der verschiedenen Wohnfor-
men deutliche Unterschiede zwischen den Diag-
nosegruppen gibt. In der quantitativ bedeu-
tendsten Betreuungsform, dem „Vollständig 
selbstverantworteten ambulant betreuten Woh-
nens“ (ABW und ABW plus), erhalten überwie-
gend Personen mit der Diagnose Persönlich-
keitsstörungen Unterstützungsleistungen. Per-
sonen mit schizophrenen Erkrankungen sind 
anteilig etwas häufiger in intensiver betreuten 
Wohnformen vertreten, aus dem BWF jedoch 
völlig verschwunden. Während bei der Gruppe 
der KlientInnen über 30 Jahren die schizophren 
erkrankten Klienten die zahlenmäßig dominie-
rende Diagnose in den Wohnheimen darstellt, 
findet sich bei den Personen unter 30 Jahren 
eine „bunte“ Mischung an Diagnosen. Auffällig 
ist, dass die Zahl der Patienten mit Suchter-
krankungen unter 30 Jahren sehr gering, ihr 
Anteil in den Wohnheimen jedoch hoch ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

-22 



 
 
Schaubild 9 
 
 
Schaubild 9 zeigt, dass das Leben bei einer 
Gastfamilie im Rahmen des BWF eine relativ 
stabile Basis für den Einstieg in das Erwerbsle-
ben bietet. Lediglich ein Sechstel der KlientIn-
nen, die in Gastfamilien leben, werden als er-
werbslos bezeichnet, während dies bei den 
anderen Wohn- und Betreuungsformen durch-
gängig die Hälfte ist. BWF scheint demnach bei 
jungen psychisch erkrankten Menschen die 
Funktion  zu erfüllen, die in der Vergangenheit 
den Wohnheimen zugeschrieben wurde. Analog 
zu dem Bereich der Menschen mit geistiger 
Behinderung wurden Wohnheime für psychisch 
erkrankte Menschen als Wohnheime zur WfbM 
gefördert. In der Phase der Enthospitalisierung 
aus der psychiatrischen Klinik in den 1980er und 
1990er Jahren wurde dieses Konzept erfolgreich 
praktiziert. Wie die Zahlen der GPV Bado zei-
gen, verfängt dieses Konzept zwischenzeitlich 
nicht mehr, nur noch eine geringer Anteil von 
16 % der WohnheimbewohnerInnen ist im Ar-
beitsbereich der WfbM beschäftigt, der Anteil 
im Berufsbildungsbereich ist sogar noch gerin-
ger. Offensichtlich ist ein Wohnheim trotz stän-
diger Personalpräsenz nicht in der Lage, den 
Halt zu geben, der offensichtlich selbst bei 
einer Erwerbstätigkeit in einer „beschützten“ 
Werkstatt erforderlich ist. Gastfamilien schei-
nen hingegen dazu in der Lage zu sein.  
 
 

 
 
BWF kommt damit für junge Menschen mit psy-
chischer Erkrankung wieder eine erhöhte Be-
deutung zu. Im Gegensatz zu dem Konzept aus 
der Phase der Enthospitalisierung dürfte jedoch 
das Leben in einer Gastfamilie eine zeitlich 
befristete „Maßnahme“ sein. Diese Befristung 
fügt sich jedoch in das Gesamtbild der aktuel-
len gemeindepsychiatrischen Versorgung im 
Landkreis Ravensburg. Bei der Personengruppe 
der unter 30jährigen sind die Wechsel der 
Wohn- und Betreuungsform nicht ungewöhnlich.  
 
Lediglich die Hälfte der KlientInnen unter 30 
Jahren, die 2016 Unterstützungsleistungen im 
Bereich Wohnen erhalten haben, sind neu in das 
System der psychosozialen Leistungen des GPV 
gekommen, der größte Anteil in ABW, der 
kleinste in ABW plus. Der Wechsel in ABW plus 
erfolgt relativ häufiger aus bestehenden Unter-
stützungsangeboten. Dies ist insofern nachvoll-
ziehbar als der Wechsel in ABW plus nicht der 
Wechsel der Wohnform, sondern lediglich der 
Wechsel der Unterstützungsintensität darstellt. 
Den Änderungen durch das BTHG kann somit 
gelassen entgegengeblickt werden. Für die neu 
in die gemeindepsychiatrische Versorgung ein-
tretenden KlientInnen wird die Leistungsgewäh-
rung entsprechend des individuellen Unterstüt-
zungsbedarfs ermöglichen, die Wohnform ziel-
genauer zu wählen.  
 

49 52 52 

38 

17 

14 10 
3 

13 

17 

16 14 

15 25 

22 

18 21 
23 

25 

44 

4 4 7 

SpDi
N = 51

ABW
N = 58

ABW plus
N = 21

TabeWo
N = 8

BWF
N = 18

A
n
te

il
 d

e
r 

K
li
e
n
tI

n
n
e
n
 i
n
 %

 

Stellung im Erwerbsleben U30 

erwerbslos Arbeitsmarkt

allgemein

Bildungs-

bereich

WfbM Sonstiges

-23- 



 
 
Zur Harmonisierung von Leistungsrecht und 
Ordnungsrecht ist die Regelung des WTPG mit 
der ordnungsrechtlichen Zwischenform der 
Teilweise Selbstverantworteten Ambulant Be-
treuten Wohngemeinschaft hilfreich. Die Leis-
tungserbringer im GPV werden dadurch in die 
Lage versetzt, ein differenziertes Angebot von 
kleinen Wohneinheiten zu bilden. Bei einer 
guten Absprache der Einrichtungsträger im 
Rahmen des Gemeindepsychiatrischen Verbun-
des wird die Bildung von kleinen therapeuti-
schen Gemeinschaften ermöglicht, die fami-
lienähnlichen Charakter einnehmen könnte.   
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4. Teilhabe am Arbeitsleben 
 
Berufliche Orientierung und Beschäftigung ten-
denziell rückläufig 
 
Wie oben dargestellt existiert im Landkreis 
Ravensburg inzwischen ein sehr differenziertes 
Wohn- und Betreuungsangebot für Menschen 
mit einer chronisch psychischen Erkrankung.  
 

 
 
Insbesondere die KlientInnen, die in den letzten 
zehn Jahren über die Hilfeplankonferenz in das 
Leistungssystem des GPV gekommen sind, ha-
ben entsprechende Leistungen im Bereich Woh-
nen und Freizeit erhalten. Im Bereich der Teil-
habe am Arbeitsleben sieht das vollkommen  
anders aus. 
 

 
Schaubild 10 
 
 
 
 
 
Zwar gibt es kleine Lichtblicke bei den Perso-
nen unter 30 Jahren (s.S.20 ff); es  kann jedoch 
festgestellt werden, dass der größte Teil der 
1754 KlientInnen aus dem allgemeinen Arbeits-
markt, ein nicht unbeträchtliche Teil sogar aus 
den beschützten Werkstätten ausgeschlossen 
ist.  Die Zahl der Beschäftigten in den WfbM hat 
in den letzten 10 Jahren zwar kontinuierlich 
zugenommen, es kamen jedoch vor allem der 
Personenkreis  in die WfbM, der in der Vergan-
genheit noch einen Arbeitsplatz auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt erhalten hätte.  
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Schaubild 11
 
Schaubild 11 zeigt, dass im Jahr 2016 etwa 
viermal so viele Personen, die keine Leistung im 
Betreuten Wohnen erhielten, Unterstützung in 
der WfbM erhielten als von den berufsbeglei-
tenden Diensten. Die „beschützten“ Werkstät-
ten wurden vor allem für den Personenkreis der 
Menschen mit geistiger Behinderung geschaffen, 
der in den Heimen  der Behindertenhilfe lebte. 
Bei Menschen mit seelischer Behinderung wurde 
das gegen Ende des 20. Jahrhunderts analog 
gehandhabt – man sprach von Wohnheimen zur 
WfbM. Zwischenzeitlich hat sich die Situation 
vollkommen verändert. Der größte Teil der 
WfbM-Beschäftigten lebt in der eigenen Woh-
nung, zum größten Teil ohne Betreuung. Ledig-
lich 15% der Beschäftigten im Arbeitsbereich. 
knappe 17% der Beschäftigten im Berufsbil-
dungsbereich erhalten stationäre Leistungen im 
Betreuten Wohnen. 
 
Dennoch sind im Bereich der Werkstätten für 
Menschen mit psychischen Erkrankungen die 
Aufnahmen im Berufsbildungsbereich rückläu-
fig. Bezieht man den Berufsbildungsbereich nur 
auf die Personengruppe der unter 30-Jährigen, 
ist der Rückgang noch größer. Im Bereich der 
psychischen Erkrankung erfolgen die Werkstatt-
aufnahmen in der Regel in den Altersgruppen 
der 30-50 Jährigen. Der allgemeine Arbeits-
markt in Oberschwaben ist derzeit sehr auf-
nahmefähig, so dass sich auch für Menschen mit 
Beeinträchtigungen Integrationschancen bieten. 
Im Bereich der Menschen mit geistigen Behinde-
rungen wird dies seit Jahren erfolgreich prakti-
ziert.  
 
 
 
 

 
Vermittlung in Arbeit  
 
Trotz optimaler Bedingungen im Landkreis 
Ravensburg mit umfänglichen finanziellen und 
personellen Unterstützungsangeboten konnten 
2016 lediglich 2 Personen aus den Werkstätten 
für psychisch kranke Menschen mit Unterstüt-
zung des Integrationsfachdienstes in ein sozial-
versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis ver-
mittelt werden. Selbst bei den derzeit guten 
Fördermöglichkeiten ist die Integration in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt die Ausnahme. Über-
gänge können seitens der Agentur für Arbeit, 
des Integrationsamtes und des Landkreises über 
ergänzende Lohnkostenzuschüsse bis zu 70 Pro-
zent gefördert werden. Im Weiteren gibt es 
einen abgestimmten Leitfaden mit den Leis-
tungsträgern und Leistungserbringern, welcher 
die Übergänge sowohl aus den Werkstätten, als 
auch die Rückführung in die Werkstätten regelt. 
Allerdings scheinen diese Unterstützungsange-
bote nicht zielführend, um Menschen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen den Zugang zum 
allgemeinen Arbeitsmarkt zu erleichtern. 
 
Modellprojekte zur Heranführung an berufliche 
Orientierung und Vermittlung 
 
Zwei Modellprojekte des BMAS, die in der Regi-
on von den berufsbegleitenden Diensten der 
Arkade-Pauline 13 umgesetzt werden, zeigen 
die Chancen für Arbeitsmarktfernes Klientel 
auf. Das Modellprojekt „Läuft?!“ Im Rahmen des 
§ 16h SGB II richtet sich an schwer erreichbare 
junge Menschen in prekären Lebenslagen. Durch 
niederschwellige, individualisierte Hilfen soll  
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diese Personengruppe  bei der Eingliederung in 
Arbeit bzw. Ausbildung begleitet, unterstützt 
und befähigt werden. Sie sind häufig auf der 
Suche nach Orientierung in der Gesellschaft und 
nach Rahmenbedingungen, die sich an ihre ju-
gendliche Lebens- und Erfahrungswelt anpas-
sen. Sie verfügen selbst oft nur über ein gerin-
ges Anpassungspotential an die Erfordernisse 
von Schul- und Ausbildungssystem oder dem 1. 
Arbeitsmarkt. Das Team der Berufsbegleitenden 
Dienste macht dieser Personengruppe im Pro-
jekt „Läuft?!“ leicht zu erreichende Kontakt-– 
und Beratungsangebote und  kooperiert eng mit 
den schon bestehenden Angeboten von Jobcen-
ter, Streetwork, Suchthilfe, Jugendhilfe, Ju-
gendarbeit, Schulen etc. Das Handlungskonzept 
verfolgt die vorsichtige Heranführung an die 
Berufsorientierung mit dem Ziel, den Personen-
kreis in die bestehende Angebotsstruktur der 
beruflichen Bildung des SGBII und III zu überge-
ben.  
 
Die Erfahrungen im letzten Jahr zeigen deutlich 
auf, dass gerade bei orientierungssuchenden 
unter 30-Jährigen häufig auch von psychisch 
erkrankten Menschen, differenzierte, personen-
zentrierte und beziehungsstärkende Angebote 
unter selbstbestimmten Bedingungen ange-
nommen werden. Dabei zeigt die bisherige Er-
fahrung, dass die Berufsorientierung für diesen 
Personenkreis zwar schwierig, aber machbar ist. 
Die Berufsorientierung muss in kleinen Schrit-
ten, sowie einem hoch flexibel und nicht über-
fordernden Setting erarbeitet werden.  
 
Das Modellprojekt „CosMOs“ (personenzentrier-
tes Coaching schwerbehinderter Menschen in 
der Region Bodensee-Oberschwaben) ist ein 
personenzentriertes, kostenträgerübergreifen-
des und längerfristiges Unterstützungsangebot 
für Menschen mit erheblichen Vermittlungs-
hemmnissen. Das Angebot unterliegt nicht ei-
nem klassischen Maßnahmencharakter. Der 
Schwerpunkt liegt momentan bei der Zielgruppe 
der schwerbehinderten,  Menschen, aber die 
Inhalte des Projekts könnten problemlos für den 
Personenkreis der unter 30-Jährigen psychisch 
kranken Menschen angewandt werden. Die Be-
ziehungsarbeit und die daraus individuell 
zentrierte Unterstützung als Kernstück des An-
gebots sind regelmäßige Einzelcoaching-
Termine, aus denen Teilziele und konkrete Ak-
tivitäten resultieren. Die Vermittlungsquote von 
über 50% zeigt, dass der personenzentrierte 
Ansatz vieles möglich macht. 
 
Erwerbsleben der unter 30-Jährigen und Unter-
stützung durch den Integrationsfachdienst 
 
Die Bado-Auswertung zur Stellung im Erwerbs-
leben der unter 30-jährigen Personen gibt Auf-
schluss über die unerfreuliche Entwicklung im 
Bereich der beruflichen Orientierung (s.S.20ff). 

Mit Ausnahme des Betreuten Wohnens in Fami-
lien, liegt der Anteil der Erwerbslosen (U 30) 
bei durchschnittlich 50%, allerdings ist ein hö-
herer Anteil der Personen unter 30 Jahren  auf 
dem Allgemeinen Arbeitsmarkt integriert und  
in Bildungsmaßnahmen angekommen als bei 
dem Personenkreis über 30 Jahren. Erstaunlich 
ist wiederum, dass von diesen Personenkreisen 
lediglich 4 junge Menschen über den Integrati-
onsfachdienst Unterstützung erhalten.  
 
Auffallend ist, dass im Bereich des Betreuten 
Wohnens in Familien von 18 Personen lediglich 
3 erwerbslos sind. Im Betreuten Wohnen für 
Familien sind also von den 18 Personen der 
unter 30-Jährigen 15 in einem beruflichen Kon-
text integriert. Es stellt sich die Frage, ob die 
Schnittstelle zwischen den Angeboten des Am-
bulant Betreuten Wohnens und den berufsbe-
gleitenden Angeboten angegangen werden 
muss. 
 
Erstaunlicherweise kommen relativ wenige Per-
sonen in den Maßnahmen der Berufsbegleiten-
den Dienste und den Unterstützungsangeboten 
des Integrationsfachdienstes an. Ebenso selten 
sind Anfragen aus den Rehabilitationseinrich-
tungen für psychisch kranke Menschen in 
Ravensburg und Kempten, um eine nachhaltige 
Sicherung der Arbeitsplätze beim Integrations-
fachdienst anzufragen. Hier kann auch eine 
Rolle spielen, dass es noch nicht bekannt ist, 
dass die Integrationsfachdienste psychisch 
kranke Menschen für  den Zeitraum von 3 Mona-
ten ohne Schwerbehindertenausweis begleiten 
und so den Übergang von Maßnahmen in sozial-
versicherungspflichtige Arbeit nachhaltig si-
chern können. Die Nachfrage zur Unterstützung 
bei der Beantragung von Fördermitteln des In-
tegrationsamtes aus Mitteln der Ausgleichsab-
gabe erfolgt bei diesem Personenkreis ebenfalls 
äußerst selten. Die Informationen über Schwer-
behinderung sind ein Teil der Beratung der In-
tegrationsfachdienste und bedeuten für diese 
Personengruppe, aufgrund der deutlich besse-
ren Fördermöglichkeiten, einen gewichtigen 
Grund zur Antragstellung.  
 
Was könnte in der Zukunft zum Thema Beschäf-
tigung hilfreich sein? 
 
Nach unserer Einschätzung könnten beide im 
Vorfeld beschriebenen Projekte für junge Men-
schen bei der Hinführung in Arbeit ein hilfrei-
ches Setting darstellen. Der Rahmen der Unter-
stützten Beschäftigung ist ebenfalls denkbar, 
allerdings sind die Kriterien dieser Maßnahme 
nicht direkt auf diesen Personenkreis ausgelegt.  
Die momentan diskutierten Ansätze des BMAS - 
geförderte Arbeitsplätze anstelle einer kurzfris-
tigen Qualifizierungsmaßnahme - erscheint für 
diesen Personenkreis durchaus sinnvoll. Auch 
weil davon auszugehen ist, dass häufig Qualifi-
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kationen vorhanden sind, jedoch aufgrund der 
Erkrankung nicht mehr umgesetzt werden kön-
nen. Angesichts großer Leistungsschwankungen  
ist es nicht vorstellbar, die entsprechende An-
zahl inklusiver betrieblicher Plätze ohne ent-
sprechende Förderungen zu erschließen. 
Offensichtlich ist der Berufsbildungsbereich der 
Werkstätten für einen immer grösser werden-
den jungen Personenkreis nicht attraktiv genug. 
Für den Personenkreis der jungen psychisch 
kranken Personen, könnten die oben  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schaubild 12 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

beschriebenen Ansätze der Berufsorientierung 
und Vermittlung hochgeförderter Arbeitsplätze 
die Versorgungslücke schließen. Last but not 
least könnten zukünftig auch über das BTHG im 
Rahmen des persönlichen Budgets und den 
schon bestehenden Regelungen zum Budget für 
Arbeit ab 2018 weitergehende Möglichkeiten 
entstehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Aufnahme in die WfbM müssen die KlientIn-
nen bestimmte Voraussetzungen mitbringen, 
Die Entscheidung zur Aufnahme in den Berufs-
bildungsbereich der WfbM erfolgt im Fachaus-
schuss, in diesem sind die Kostenträger Agentur 
für Arbeit und Eingliederungshilfe und die je-
weilige Werkstattleitung vertreten. 
Hierzu zählt  eine Anwesenheitszeit von sieben 
Stunden an fünf Tagen in der Woche. Die wirt-
schaftlich verwertbare Tätigkeit soll im Laufe 
des Eingangsverfahrens und im Berufsbildungs-
bereich nach Möglichkeit gesteigert werden. 
Das Eingangsverfahren (Dauer: drei Monate) ist 
der Aufnahme in den BBB vorgeschaltet und 
dient zur Erprobung, ob die KlientInnen die 
formellen Voraussetzungen zur Aufnahme in die 
WfbM in absehbarer Zeit erfüllen kann. 
 
Weder die Klienten in den stationären Leistun-
gen des betreuten Wohnens noch ein beträcht-
licher Teil der Personen im ambulant Betreuten 
Wohnen kann diese Voraussetzung erfüllen. Die 
bestehenden tagesstrukturierenden Angebote 
der Eingliederungshilfe sind für die KlientInnen 
im stationär betreuten Wohnen in der Regel 
kein Sprungbrett für den Berufsbildungsbereich 
der WfbM. Für die KlientInnen im ABW sind sie 
nicht zugänglich. Wenn nicht riskiert werden 
soll, dass ein beträchtlicher Teil chronisch psy-
chisch kranker Menschen ihr gesamtes Leben  
beschäftigungslos bleiben soll, müssen geeigne-
te Zugänge gefunden werden. In den neuen 
Leistungsvereinbarungen, die aufgrund des 
BTHG geschlossen werden müssen, ist das drin-
gend zu berücksichtigen. 

Nicht mal in die WfbM…….. 
 
Während die Beschäftigungslage für die neu in 
das GPV System kommenden Personen noch 
Anlass zur Hoffnung bietet, stellt sich die Lage 
für die Personen, die Leistungen in den  
verschiedenen Wohnformen erhalten ziemlich 
düster dar..  
Die Zahl der Beschäftigten in den Werkstätten 
des ZfP, der BruderhausDiakonie, der Sprung-
brett Werkstätten gGmbH Kißlegg und dem 
Stephanuswerk Isny ist mit 546 (452 im Ar-
beitsbereich, 96 im Berufsbildungsbereich) 
relativ hoch. Gleichzeitig wird die Situation 
hinsichtlich dieser sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung für den im ambulant und 
stationär betreuten Wohnen betreuten Perso-
nenkreis immer prekärer. Lediglich ein Sechs-
tel der KlientInnen des TABeWo und der Wohn-
heime sind in der WfbM beschäftigt. Dort wer-
den vorwiegend Personen mit einer Erkrankung 
aus dem schizophrenen Formenkreis und den 
entsprechenden Krankheitsfolgen einer starken 
Antriebsminderung betreut. 
Die Aufnahme in die WfbM ist für schwer be-
einträchtigte chronisch psychisch kranke Men-
schen eine große Hürde. Unabhängig von ihrer 
beruflichen Vorbildung müssen sie das Ein-
gangsverfahren/den Berufsbildungsbereich 
(BBB) einer WfbM durchlaufen.  
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5. Versorgungslücken bei der sozialen Teilhabe 
 
Im Laufe der letzten 5 Jahre wiederholten sich 
in den Hilfeplankonferenzen im Landkreis 
Ravensburg die Fallvorstellungen von 17 Perso-
nen immer wieder. Die Fallvorstellungen erfolg-
ten meist dann, wenn die zuvor empfohlenen 
Maßnahmen zu scheitern drohten. Typisch für 
diesen Personenkreis scheint zu sein, dass sehr 
unterschiedliche Maßnahmen (stationär oder 
aber auch ambulant in unterschiedlicher Inten-
sivität, dabei auch im Einzel- oder Gruppen-
wohnen)  eine gewisse Zeit lang gut funktionie-
ren, dann aber wieder in längeren Klinikaufent-
halten enden. Dieser Personenkreis kann auf-
grund seiner spezifischen Bedarfe auch in unse-
rer sehr differenzierten GPV-Landschaft nicht 
ausreichend und passend versorgt werden.  
 
Bei der Auswertung der Personengruppe durch 
die Koordination der Hilfeplankonferenzen zeig-
te sich ein differenzierteres Bild. Die Personen 
lassen sich drei Gruppen zuordnen: 
 
Personengruppe 1: 13 Personen im Alter von 
zwischen 45 und 65 Jahren lassen sich in einer 
Gruppe zusammenfassen, für die in der HPK 
folgender Bedarf geäußert wird: 
 
- Es ist eine nächtliche Personalpräsenz erfor-
derlich. 
- Eine dauerhafte Mitarbeiterpräsenz vor Ort im 
Wohnangebot ist erforderlich. 
- Eine umfassende Unterstützung bei den tägli-
chen Verrichtungen muss möglich sein. 
 
Diese Personengruppe scheint mit den de-
zentralisierten Angeboten ohne ständige Perso-
nalpräsenz überfordert zu sein. Dies wirft die 
Frage nach dem Bedarf einer vollstationären 
Wohngruppe mit ständiger Personalpräsenz und 
zumindest Anwesenheitsbereitschaft in der 
Nacht auf. Gleichzeitig fällt bei dieser Perso-
nengruppe aber auf, dass bei den meisten Per-
sonen auch die Kompetenzen im sozialen Mitei-
nander stark eingeschränkt sind und sie es nur 
sehr schwer mit anderen Menschen in einer 
engen Wohn- und Lebensgemeinschaft aushal-
ten können. Dies ist der Grund dafür, dass sol-
che Angebote immer wieder scheitern. Alle 13 
Personen werden bisher weiter im GPV versorgt 
mit häufigen Wechseln der Bezugspersonen, der 
Träger und der Maßnahmen. Es ist davon auszu-
gehen, dass in den beiden Fachpflegeheimen 
noch einige Personen leben die, ebenfalls zu 
diesem Personenkreis zuzuordnen sind und nur 
mangels anderer Alternativen eine HPK-
Empfehlung für ein Fachpflegeheim bekommen 
hat.  
 
Personengruppe 2: Bei zwei Personen (30-40 
Jahre) zeigt sich, dass der wesentliche Unter-

stützungsbedarf im Umgang mit ihrer psychi-
schen Erkrankung liegt und sie aufgrund massi-
ver Schwierigkeiten im sozialen Miteinander nur 
alleine leben können. Diese Personen haben 
eine ausreichende Kompetenz im lebensprakti-
schen Bereich und benötigen keine nächtliche 
Mitarbeiterpräsenz. Für diese Personen liegt der 
Gedanke an Einzelwohnen sehr nahe. Die Erfah-
rung zeigt aber, dass diese Möglichkeit an den 
sozialen Schwierigkeiten im direkten Umfeld 
und dem dennoch nicht alleine sein können 
immer wieder scheitert. Hier sind kreative und 
individuelle Einzellösungen notwendig, die aber 
bisher für diese Personen nicht gefunden wur-
den. Ordnungsrechtliche Einschränkungen müs-
sen hier mit berücksichtigt werden, wenn es um 
vollstationäre Lösungen geht. 
 
Personengruppe 3: Zwei Personen mit einer 
ausgeprägten Suchterkrankung (Mitte 20 Jahre 
und Mitte 40 Jahre alt) können aufgrund feh-
lender Abstinenzwilligkeit bzw. -fähigkeit in 
den bestehenden GPV-Angeboten (Suchthil-
fe/sozialpsychiatrischen Angebote) nicht gut 
versorgt werden. Aufgrund der bestehenden 
Doppeldiagnose gelingt eine Verlegung in ande-
re Versorgungssysteme nicht. Hier kam es in der 
Vergangenheit mangels geeigneter Angebote im 
Landkreis häufig zu einer überregionalen Suche 
und in der Folge zu einer Versorgung außerhalb 
des Landkreises. Das Konzept eines Wohnange-
botes für Klienten mit fehlender Abstinenzfä-
higkeit und niederschwelligen Unterstützungs-
angeboten sowie ggf. einer geschlossen Unter-
bringung wird hier immer wieder diskutiert. Zur 
Lösung dieses Problems wurde die Einrichtung 
einer entsprechenden Wohngruppe bei der Bru-
derhausDiakonie beschlossen, die jedoch erst 
ab ca. 2020 realisiert werden kann. 
 
Im Jahr 2017 soll in einer neuen Arbeitsgruppe 
des GPV zur Wohnversorgung nach Lösungen für 
die ersten beiden Personengruppen gesucht 
werden. Sie wird sich dabei vor allem auf die 
zahlenmäßig größte Personengruppe 1 konzent-
rieren müssen, in der der Altersdurchschnitt bei 
über 50 Jahren liegt. Dabei werden auch die 
Fachpflegeheime auf dem Riesenhof und der 
Weissenau (ZfP) zu berücksichtigen sein, die 
eine spezifische Funktion im GPV wahrnehmen. 
Sie nehmen alt und pflegebedürftig gewordene 
chronisch psychisch kranke Menschen aus 
Wohnheimen und im Alter psychisch krank ge-
wordene Menschen mit herausfordernden Ver-
haltensweisen von zu Hause und aus Altenpfleg-
heimen auf. Mit Blick auf die Verteilung der 
Pflegstufen zeigt sich, dass im Fachpflegeheim 
der BruderhausDiakonie der Aspekt Pflege nur 
bei einem Teil der KlientInnen eine wesentliche 
Rolle spielt. 
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Während der Anteil der Klientel in Pflegestufe 3 
im Fachpflegeheim des ZfP stabil um ein Fünf-
tel schwankt, kommt er im Fachpflegeheim der 
BruderhausDiakonie seit 2012 nicht mehr vor. 
Die Pflegestufenverteilung im Fachpflegeheim 
des ZfP ist vergleichbar mit der Verteilung in 
Altenpflegeheimen. Bei der BruderhausDiakonie 
hat sich der Anteil der KlientInnen in Pflegstufe 
0 im Jahr 2016 nochmals deutlich auf nahezu 
50%. Das Fachpflegeheim auf dem Riesenhof 
nähert sich hinsichtlich der Klientel immer 
mehr einem Wohnheim der Eingliederungshilfe 
an, muss aber gleichwohl die Qualitätskriterien 
der Pflegekasse erfüllen. 
 
Darüberhinaus wird die Arbeitsgruppe prüfen 
müssen, ob in den bestehenden Wohnheimen 
wie ordnungsrechtliche vorgeschrieben, eine 
Anwesenheitsbereitschaft in den Nachtzeiten 
vorgehalten wird und ob die Personen in HBG 2 

die in den Wohnheimen vorgesehene vollstatio-
näre Hilfe benötigen. 
 
Für die jüngeren Klienten mit noch bestehen-
dem Veränderungspotential, scheint die TWG 
ein adäquates Angebot zur Rückkehr in ver-
schiedene Teilhabebereiche des gesellschaftli-
chen Lebens. Die Überwindung von Krisen und 
die Lösung zwischenmenschlicher Konflikte in 
einem geschützten Rahmen bietet eine Basis 
um den Anforderungen der gesellschaftlichen 
Teilhabe wieder gerecht zu werden. Allerdings 
kann dies nur gelingen, wenn die therapeuti-
sche Gemeinschaft nicht als Schonraum für die 
KlientInnen verstanden, sondern zur konflikt-
haften Bewältigung der Probleme genutzt wird. 
Schaubild ? zeigt, dass die KlientInnen im Rah-
men der TWG viele Verhaltensweisen zeigen, 
die gemeinsam bewältigt werden müssen

. 
 
 

 
Schaubild 13  

 
Wenn die Aggressionen als Ausdruck von unbe-
wältigten biografischen Konflikten verstanden 
werden, können sie in Verbindung mit noch 
vorhandenen Ressourcen als Quelle zur Ände-
rung des biografischen Schicksals genutzt wer-

den. Erfolgreiche Interventionen der TWG ha-
ben in der Vergangenheit meist dazu geführt, 
dass die Betroffenen wieder eine sinnvolle Be-
tätigungsmöglichkeit im Alltag gefunden haben.  
 

 
  

25 25 

44 

32 

3 

20 

16 

2 
8 

18 

6 
8 

verbal Sachbeschädigung Tätlichkeiten  gegen Personen

A
n
za

h
l 

in
 %

 

Aggressive Handlungen im Vergleich 

TWG Fachpflegeheim stat. betr. Wohnen ABW plus

-30- 



 

-31- 

Impressum 
 
Herausgeber: Trägergemeinschaft GPV Landkreis Ravensburg,  

Eisenbahnstr. 28, 88212 Ravensburg 
Weitere Informationen und Auswertungen: 
www.gpv-ravensburg.de  

Redaktionsteam: Manfred Baum (BruderhausDiakonie), Isabel Hoever (Landkreis 
Ravensburg), Dr. Michael Konrad (ZfP Südwürttemberg). 

V.i.S.d.P. Dr. Michael Konrad, Sprecher der Trägergemeinschaft 
Bearbeitung: Susanne Hunold 
Veröffentlichung: Mai 2017 
Auflage: 500  
Fotos: Ernst Fesseler für das ZfP Südwürttemberg  
 Bilder von diversen KünstlerInnen des Inklusiven Ateliers 
Titelfoto: Projekt  ZfP Inklusives Atelier mit dem ifsb 
 

 





http://www.landkreis-ravensburg.de/,Lde/Startseite.html
http://www.landkreis-ravensburg.de/,Lde/Startseite.html
http://www.landkreis-ravensburg.de/,Lde/Startseite.html
http://www.stephanuswerk-isny.de/index.php?id=501
http://www.arkade-ev.de/index.php

